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Editorial – Vorwort des Herausgebers

Editorial

Rückblick mit Blick auf das Mandat
Raphael Slowik

I. Gegenstand und Methode
Rn. 1 Die MZfA beginnt mit einem Rückblick. Er soll 

Entwicklungen  nicht  nur  verzeichnen,  sondern 
ihre  Voraussetzungen und Reichweite  offenle-
gen. Für die Anwaltshaftung bedeutet dies, die 
konkrete Pflicht,  ihre Verletzung und den hier-
durch verursachten Schaden gesondert zu be-
stimmen.  Ein  ungünstiger  Verfahrensausgang 
ersetzt diese Prüfung nicht.1

Rn. 2 Die  Zeitschrift  berichtet  rechtsgebietsübergrei-
fend.  Anwaltshaftung  und  Berufsrecht  bilden 
einen  Ausgangspunkt;  Zivil-  und  Wirtschafts-
recht,  Prozessrecht,  Versicherungsrecht  sowie 
Legal Tech und Digitalisierung werden auch in 
ihrem eigenständigen Erkenntniswert behandelt. 
Die Auswahl folgt der Bedeutung einer Rechts-
frage und der Tragfähigkeit ihrer Quellen.

Rn. 3 Der  wissenschaftliche  Anspruch  liegt  in  der 
überprüfbaren Begründung. Gerichtliche Aussa-
gen, gesetzliche Vorgaben und eigene Schluss-
folgerungen  müssen  voneinander  unterscheid-
bar  bleiben.  Ein  Nachweis  soll  die  konkrete 
Aussage tragen. Die Zahl der Fußnoten ist dafür 
ebenso wenig ein Ersatz wie ein zustimmendes 
Zitat  ohne  Prüfung  des  zugrunde  liegenden 
Sachverhalts.

Rn. 4 Für die vorliegende Ausgabe werden Entschei-
dungen und sonstige Quellen mit ihrem tatsäch-
lichen Datum eingeordnet. Das Berichtsfenster 
vom 10.  August  bis  10.  September  2026  be-
zeichnet den redaktionellen Rückblick und nicht 
die  Erstveröffentlichung sämtlicher  Materialien. 
Ergänzungen  und  Quellenberichtigungen  sind 
bis  zum  15.  September  2026  berücksichtigt. 
Rechtspolitische Vorschläge bleiben als solche 
gekennzeichnet.

II. Einladung zum wissenschaftlichen Austausch
Rn. 5 Die MZfA soll ein Ort der fachlichen Auseinan-

dersetzung  werden.  Eingeladen  sind  Beiträge 
aus Wissenschaft, Anwaltschaft, Justiz und an-
grenzenden Disziplinen sowie begründete Erwi-
derungen  auf  veröffentlichte  Thesen.  Wider-
spruch ist willkommen, wenn er die Gegenposi-
tion zutreffend erfasst und sich an überprüfba-
ren Argumenten messen lässt.

Rn. 6 Wer mitwirken möchte, kann einen Themenvor-
schlag  oder  ein  Manuskript  an  rs@you-ra.de 

1 § 280 Abs. 1 BGB.

senden. Die Hinweise am Ende dieses Hefts er-
läutern Aufbau, Nachweise und Transparenzan-
forderungen.

Gesetzgebungsrückblick

Zivilrecht · Vorsorge

Elektronische Dokumentenhinterlegung im 
Zentralen Vorsorgeregister
Raphael Slowik

Die neue elektronische Hinterlegung erleichtert den Zugriff 
auf Vorsorgedokumente. Der Beitrag unterscheidet die re-
gisterrechtliche  Prüfung  von  der  materiellen  Wirksamkeit 
und der auftragsabhängigen anwaltlichen Verantwortung.

I. Ausgangsfrage und rechtlicher Maßstab
Rn. 1 Die Registrierung einer Vorsorgeerklärung und 

die  Verfügbarkeit  ihres  vollständigen  Inhalts 
sind verschiedene Vorgänge. Die Änderung der 
Vorsorgeregister-Verordnung erweitert die elek-
tronische  Hinterlegung,  beseitigt  diese  Unter-
scheidung aber nicht.2

Rn. 2 Bei  einem  entsprechenden  Vorsorgemandat 
sind Inhalt und Wirksamkeit der Erklärung sowie 
ihre spätere Auffindbarkeit  gesondert  zu bear-
beiten.  Welche  Registrierung  oder  Aktualisie-
rung geschuldet ist, richtet sich nach dem über-
nommenen Auftrag.3

II. Regelungsgehalt
Rn. 3 Die Verordnung vom 17. August 2026 wurde am 

25.  August  verkündet  und tritt  am 1.  Oktober 
2026 in Kraft. Der neue § 1 Abs. 5 VRegV er-
möglicht auf Antrag die Speicherung elektroni-
scher oder elektronisch beglaubigter Abschriften 
von  Vollmachten,  Betreuungsverfügungen  und 
Patientenverfügungen. Zugelassen sind PDF/A 
und TIFF; die Datei darf höchstens 200 Mega-
byte groß sein. Der Antrag auf diese Hinterle-
gung ist institutionellen Nutzern vorbehalten. Zu 
diesem  Nutzerkreis  können  nach  Zulassung 
durch die Bundesnotarkammer auch Rechtsan-
wälte gehören.4

III. Dogmatische Einordnung und Würdigung
Rn. 4 Die Verordnung ordnet Zugang, Antragstellung, 

Prüfungen,  Abruf  und  Aktualisierung.  Die 
Prüfung von Identität  und Vertretungsberechti-
gung nach § 3 Abs. 4 ist keine allgemeine Be-
stätigung der  materiellen Richtigkeit  des über-
mittelten  Dokuments.  Die  Hinterlegung  einer 
Abschrift besagt deshalb weder, dass die Erklä-
rung wirksam errichtet wurde, noch dass sie un-

2 BGBl. 2026 I Nr. 238, Art. 1 Nr. 1 (§ 1 Abs. 5 VRegV).
3 Zur Trennung von Pflichtverletzung und hierdurch verursachtem 
Schaden § 280 Abs. 1 BGB.
4 BGBl. 2026 I Nr. 238, Art. 1 (§§ 1–3 VRegV) und Art. 2.

https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__280.html
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2026/238/regelungstext.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__280.html
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2026/238/regelungstext.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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verändert  dem  aktuellen  Willen  entspricht. 
Ebenso wenig ordnet die Verordnung eine allge-
meine  Pflicht  an,  sämtliche  Bestandsmandate 
nachträglich zu digitalisieren.5

Rn. 5 Der Nutzen liegt in der besseren Verfügbarkeit 
eines konkreten Dokuments. Ein Beratungsfeh-
ler lässt sich daraus erst herleiten, wenn die er-
forderliche  Handlung  und  ihr  Bezug  zum 
Mandat bestimmt sind. Besonders relevant wird 
die Abstimmung zwischen Registereintrag, hin-
terlegter  Fassung  und  späteren  Änderungen. 
Ein  veraltetes,  leicht  auffindbares  Dokument 
kann neue Unklarheiten  schaffen.  Dogmatisch 
ist damit zwischen der durch das Register ver-
mittelten Verfügbarkeit und dem durch Beratung 
geschuldeten  rechtlichen  Ergebnis  zu  unter-
scheiden. Der technische Zugang zu einer Er-
klärung erweitert nicht ohne Weiteres den Ge-
genstand des übernommenen Mandats. Er kann 
aber innerhalb eines bestehenden Auftrags zu-
sätzliche Abstimmung erforderlich machen.

IV. Folgerungen
Rn. 6 Bei  vereinbarter  Hinterlegung sollten Fassung, 

Umfang des Auftrags, Übermittlung und spätere 
Änderungsverantwortung dokumentiert  werden. 
Ein Original oder eine anderweitig erforderliche 
Ausfertigung darf  nicht  allein deshalb entbehr-
lich  erscheinen,  weil  eine  elektronische  Ab-
schrift  verfügbar  ist.  Die  Umstellung  zum  1. 
Oktober ist als Anwendungstermin einzuplanen.

Kanzleipraxis · Qualifikation

Fortbildungsrecht und 
Organisationsverantwortung der Kanzlei
Raphael Slowik

Der  neue  Fortbildungsabschluss  beschreibt  berufliche 
Qualifikationen.  Ob  und  inwieweit  daraus  Anforderungen 
an die Kanzleiorganisation folgen, bedarf einer eigenstän-
digen normativen Prüfung.

I. Ausgangsfrage und rechtlicher Maßstab
Rn. 1 Digitale Kanzleiarbeit verlangt mehr als die Be-

dienung einzelner Programme.

Rn. 2 Zu prüfen ist deshalb, ob eine Prüfungsordnung 
lediglich Qualifikationsziele beschreibt oder zu-
gleich  einen  verbindlichen  Organisationsmaß-
stab für die Kanzlei vorgibt.

II. Regelungsgehalt
Rn. 3 Die BSIMRFPrV vom 24. August 2026, verkün-

det am 2. September, gilt seit dem 3. Septem-
ber  2026.  Sie  regelt  den  anerkannten  Fortbil-
dungsabschluss  „Geprüfter  Berufsspezialist  für 
Informationstechnik  und  Marketing  im  Rechts-
wesen“  beziehungsweise  die  entsprechende 
weibliche  Bezeichnung.  §  4  nennt  unter 

5 BGBl. 2026 I Nr. 238, Art. 1 (§ 3 Abs. 4 und §§ 4–6 VRegV).

anderem  die  Organisation  und  Überwachung 
des elektronischen Rechtsverkehrs, die Vermei-
dung von Organisationsverschulden und die Ak-
tenverwaltung. § 5 erfasst technische Infrastruk-
tur,  Datenschutz  und  Datensicherheit,  Notfall-
konzepte,  Mitarbeiterschulung sowie  Software- 
und Lizenzverträge.6

III. Dogmatische Einordnung und Würdigung
Rn. 4 Regelungsgegenstand ist eine Fortbildungsprü-

fung.  Die  Aufzählung  von  Prüfungsinhalten 
schafft  weder  eine  allgemeine  Pflicht  zur  Be-
schäftigung entsprechend zertifizierter Mitarbei-
ter  noch  einen  neuen,  abschließenden  Haf-
tungsmaßstab.7

Rn. 5 Fristwahrung, Informationssicherheit und Doku-
mentenmanagement  hängen  zusammen.  Der 
Abschluss  kann  fachkundige  Unterstützung 
belegen; er ersetzt keine Prüfung, ob Zuständig-
keiten,  Vertretung  und  Kontrolle  im  konkreten 
Betrieb funktionieren.

IV. Folgerungen
Rn. 6 Bei neuen oder erweiterten IT-Aufgaben sollte 

die  Kanzlei  die  erforderlichen  Kenntnisse  mit 
dem tatsächlich vorhandenen Ausbildungsstand 
abgleichen. Das Fehlen dieses neuen Abschlus-
ses  allein  begründet  kein  Organisationsver-
schulden.

Zwangsvollstreckung

Neue Vollstreckungsformulare und zeitliche 
Anwendung
Raphael Slowik

Die Änderung der Vollstreckungsformulare verdeutlicht den 
Unterschied zwischen Verkündung, Inkrafttreten und tech-
nischer Umsetzung. Maßgeblich bleibt die für die konkrete 
Einreichung geltende Fassung.

I. Ausgangsfrage und rechtlicher Maßstab
Rn. 1 Eine  rechtzeitig  verkündete  Formularänderung 

kann im laufenden Mandat übersehen werden, 
wenn vorbereitete Anträge unverändert  weiter-
verwendet werden.

Rn. 2 Ein  Vollstreckungsauftrag  ist  mit  den  für  die 
konkrete Einreichung maßgeblichen Formularen 
und Angaben umzusetzen. Die Aktualität einer 
gespeicherten Vorlage muss bei ihrer Verwen-
dung geprüft werden.

II. Regelungsgehalt
Rn. 3 Die  Dritte  Verordnung  zur  Änderung  der 

Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung vom 
8. Mai 2026 wurde bereits am 13. Mai als BGBl. 
2026 I Nr. 132 verkündet. Sie ändert § 3 Abs. 1 
Nr. 2 Buchst. b und ersetzt die Anlagen 1, 2 und 

6 BGBl. 2026 I Nr. 246, §§ 1, 4, 5 und 15.
7 BGBl. 2026 I Nr. 246, § 1 und §§ 4–5.

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2026/246/regelungstext.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2026/246/regelungstext.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2026/238/regelungstext.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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4. Nach Art.  2 tritt  sie am 1. Oktober 2026 in 
Kraft.  Die  ältere  Verkündung  wird  wegen  des 
bevorstehenden Anwendungstermins aufgegrif-
fen.8

III. Dogmatische Einordnung und Würdigung
Rn. 4 Die amtliche Änderung und die technische Be-

reitstellung in Kanzleisoftware sind getrennt zu 
prüfen.  Ein  angekündigtes  oder  installiertes 
Update bestätigt nicht, dass ein bereits gespei-
cherter Entwurf den ab Oktober maßgeblichen 
Stand verwendet. Die Verordnung selbst belegt 
auch  keine  erfolgreiche  Umstellung  eines  be-
stimmten Produkts.

Rn. 5 Entscheidend  ist  der  tatsächlich  eingereichte 
Antrag,  nicht  das  Installationsdatum  der  Soft-
ware. Sinnvoll ist eine Prüfung an einem realisti-
schen  Vorgang,  einschließlich  des  erzeugten 
Dokuments und der übertragenen Angaben.

IV. Folgerungen
Rn. 6 Vorbereitete  Vollstreckungsanträge  mit  Einrei-

chung ab Oktober sind auf den dann maßgebli-
chen  Formularstand  zu  prüfen.  Ein  solcher 
Funktionstest wird hier empfohlen; seine Durch-
führung in der Kanzlei wird durch diese Bespre-
chung nicht bestätigt.

Steuerverfahrensrecht

Kooperation und Rechtsgrundlagen der 
Außenprüfung
Raphael Slowik

Die neue Außenprüfungsordnung konkretisiert den Ablauf 
der steuerlichen Außenprüfung. Für die Beratung kommt es 
auf  dokumentierte  Mitwirkungsabsprachen  und  die  Tren-
nung  zwischen  Verwaltungsanweisung,  gesetzlicher 
Rechtsfolge und zeitlicher Anwendung an.

I. Verwaltungsvorschrift und gesetzliche Wirkung
Rn. 1 Die  Außenprüfungsordnung  vom  25.  August 

2026 ist seit dem 10. September 2026 in Kraft. 
Die  im Bundessteuerblatt  veröffentlichte  allge-
meine Verwaltungsvorschrift löst die BpO 2000 
ab. Sie ordnet das Verwaltungshandeln; sie ist 
kein  parlamentarisches  Gesetz  und  schafft 
keine  von  der  Abgabenordnung  unabhängige 
Eingriffsbefugnis.9

Rn. 2 §  8  ApO konkretisiert  schriftliche  Rahmenver-
einbarungen über die Mitwirkung. Den entschei-
denden gesetzlichen Anknüpfungspunkt enthält 
§ 199 Abs. 2 Satz 3 AO: Bei Erfüllung verein-
barter Rahmenbedingungen unterbleibt ein qua-
lifiziertes Mitwirkungsverlangen. Die Schutzwir-
kung setzt die tatsächliche Erfüllung voraus; sie 

8 BGBl. 2026 I Nr. 132, Art. 1 und 2 sowie Anlagen 1, 2 und 4.
9 ApO vom 25.8.2026, BStBl. I 2026, 1061, §§ 39–40, PDF S. 19; 
Veröffentlichung  am  9.9.2026  nach  der  BMF-Veröffentlichungs-
seite vom 10.9.2026.

folgt nicht allein aus der Überschrift einer Ver-
einbarung.10

II. Nachprüfbare Mitwirkung und Anpassungsbedarf
Rn. 3 Für die Gestaltung empfiehlt sich eine überprüf-

bare  Leistungsbeschreibung.  Sie  sollte  erken-
nen lassen, welche Unterlagen in welcher Form 
bis wann vorzulegen sind,  wer deren Eingang 
bestätigt und wie unvollständige Antworten be-
handelt  werden.  Der  Streit  über  fehlende  Ko-
operation wird  dadurch auf  konkrete  Handlun-
gen bezogen. Eine bloße Bereitschaftserklärung 
bietet dafür wenig Orientierung.

Rn. 4 Gegen detaillierte Ablaufpläne spricht ihre mög-
liche Starrheit  bei  unerwartetem Prüfungsstoff. 
Deshalb sollte die Vereinbarung erfüllbare Ab-
stimmungen und ein Verfahren für Änderungen 
vorsehen.  Zuständigkeiten,  ergänzende  Anfra-
gen  und  technische  Übermittlungsprobleme 
gehören in die laufende Dokumentation. Die or-
ganisatorische  Präzisierung  ist  als  Beratungs-
vorschlag zu verstehen; aus ihr folgt keine allge-
meine Haftungsvermutung.

III. Eingriffsvoraussetzungen und zeitliche 
Anwendung
Rn. 5 Ein qualifiziertes Mitwirkungsverlangen bleibt an 

§ 200a AO gebunden. Seine Folgen treten nicht 
schon bei jeder einfachen Prüfungsanfrage ein. 
Auch lässt sich aus dem Inkrafttreten der ApO 
nicht  ableiten,  dass sämtliche AO-Regelungen 
unterschiedslos  auf  Altzeiträume  anzuwenden 
wären. Art. 97 § 37 Abs. 2 und 3 EGAO diffe-
renziert  nach  Steuerentstehung  und  Bekannt-
gabe der Prüfungsanordnung.11

Rn. 6 Vor  einer  Zusage gegenüber  dem Mandanten 
sind  daher  Rechtsstand,  Anordnungsdatum, 
Vereinbarungsinhalt  und  tatsächliche  Erfüllung 
zusammenzuführen. Der Beratungsgewinn liegt 
in  klaren Zuständigkeiten und einer  nachweis-
baren Kooperation. Die eigenständigen Voraus-
setzungen  belastender  Maßnahmen  und  die 
Rechtsbehelfe gegen sie bleiben daneben be-
stehen.

10 ApO § 8, Original-PDF S. 6–7; § 199 Abs. 2 Satz 3 AO.
11 § 200a AO; Art. 97 § 37 Abs. 2–3 EGAO.

https://www.gesetze-im-internet.de/aoeg_1977/art_97__37.html
https://www.gesetze-im-internet.de/ao_1977/__200a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/ao_1977/__199.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/21_Legislaturperiode/2026-03-23-ApO/2-Veroeffentlichung-BStBl.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/21_Legislaturperiode/2026-03-23-ApO/2-Veroeffentlichung-BStBl.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2026/132/regelungstext.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Rechtsprechung

Anwaltshaftung · Aufsatz

Anwaltliche Verantwortung im gestörten 
Mandat
Mandantenweisungen und Schutzpflichten nach der 
Niederlegung
Raphael Slowik

Die Überzeugung des Mandanten, rechtlich bereits gewon-
nen zu haben, kann gerade die Gefahr begründen, vor der 
sein  Anwalt  ihn schützen muss.  Eine Beschränkung des 
Auftrags beseitigt erkennbare Risiken nicht. Zugleich ver-
pflichtet die Mandatsniederlegung den Anwalt nicht dazu, 
die gesamte Sache auf unbestimmte Zeit weiterzuführen. 
Entscheidend  sind  Inhalt  und  zeitliche  Reichweite  der 
jeweils  fortbestehenden Pflichten.  Der  Beitrag untersucht 
dieses Spannungsverhältnis anhand einer typisierten Pro-
zesslage und ordnet die hierzu maßgeblichen Rechtspre-
chungslinien des Bundesgerichtshofs ein.

I. Die Ausgangslage
Rn. 1 Ein Anwalt übernimmt einen Zivilprozess nach 

einem Anwaltswechsel. Die mündliche Verhand-
lung hat bereits stattgefunden; die Entscheidung 
steht  bevor.  Der  Mandant  hält  ein  zu  seinen 
Gunsten ergangenes Versäumnisurteil für end-
gültig  unangreifbar.  Er  erwartet  vom  neuen 
Anwalt,  diese Einschätzung zu bestätigen und 
das  Verfahren  entsprechend zu  beenden.  Die 
Aktenprüfung  ergibt  jedoch,  dass  über  die 
Sache weiterhin streitig zu entscheiden ist. Ge-
richtliche  Hinweise  lassen  eine  weitgehende 
Klageabweisung  erwarten.  Zugleich  erscheint 
der bisherige Vortrag zu einzelnen Anspruchs-
voraussetzungen unzureichend.

Rn. 2 Der Anwalt erläutert den Ergänzungsbedarf. Der 
Mandant  beharrt  auf  seiner  rechtlichen  Prä-
misse  und  verknüpft  die  Zusammenarbeit  mit 
dem  gewünschten  Ergebnis.  Das  Vertrauens-
verhältnis zerbricht; der Anwalt legt das Mandat 
nieder. Vor der Verkündung reicht er noch kurze 
Rechtsausführungen  ein,  um  einer  erkennbar 
nachteiligen  Beurteilung  entgegenzuwirken. 
Eine  weitergehende  tatsächliche  Aufarbeitung 
setzt  Informationen  und  Zusammenarbeit 
voraus, die nicht mehr zur Verfügung stehen.

Rn. 3 Diese Konstellation  wirft  zwei  unterschiedliche 
Fragen auf. Durfte der Anwalt die reguläre Bear-
beitung  beenden?  Und  welche  Maßnahmen 
blieben ihm nach der Beendigung noch abver-
langt? Wer beides vermengt, gelangt entweder 
zu  einer  faktisch  unbegrenzten  Fortführungs-
pflicht  oder  zu  der  ebenso  unzutreffenden 
Annahme,  mit  der  Niederlegung  entfalle  jede 
Verantwortung.

II. Der Auftrag bindet die Tätigkeit und ersetzt keine 
Rechtsprüfung
Rn. 4 Ausgangspunkt ist der konkrete Anwaltsvertrag. 

Welche  Angelegenheit  übernommen  wurde, 
welches  Ziel  verfolgt  werden  soll  und  welche 
Maßnahmen umfasst sind, bestimmt den Pflich-
tenkreis. Der BGH stellt ausdrücklich auf das je-
weilige Mandat und die Umstände des Einzel-
falls ab. Die vom Mandanten verwendeten Be-
zeichnungen  sind  dabei  auslegungsbedürftig. 
Ein  Auftrag,  eine  Sache  zum  Abschluss  zu 
bringen, beschreibt zunächst ein Ziel. Er enthält 
nicht ohne Weiteres die Vereinbarung, nur bei 
Richtigkeit  einer bestimmten Rechtsauffassung 
tätig zu werden.12

Rn. 5 Die  anwaltliche  Stellung  als  unabhängiger 
Berater  und Vertreter  verlangt  eine eigenstän-
dige rechtliche Prüfung. Der Mandant kann eine 
Rechtsansicht  zur  Diskussion  stellen  und  auf 
ihrer Prüfung bestehen. Er kann aber nicht kraft 
Weisung  verbindlich  festlegen,  welche  Frist 
läuft,  ob  ein  Rechtsbehelf  zulässig  ist  oder 
welche  Anspruchsvoraussetzungen  vorliegen. 
Die Verantwortung für die fachliche Beurteilung 
bleibt beim Anwalt.13

Rn. 6 Die Kurzformel, der Mandant weise im Tatsäch-
lichen an und der Anwalt entscheide im Rechtli-
chen, beschreibt diesen Kern, bildet das Man-
datsverhältnis  aber  nicht  vollständig  ab.  Wei-
sungen können auch die Prozessstrategie, den 
Einsatz bestimmter Mittel  und die Begrenzung 
des  Kostenrisikos  betreffen.  Umgekehrt  bleibt 
der  Anwalt  beim  Tatsachenvortrag  insbeson-
dere an die Wahrheitspflicht gebunden. Eigen-
ständige Rechtsprüfung bedeutet zudem nicht, 
dass nur die persönlich bevorzugte, unstreitige 
Rechtsauffassung vertreten werden dürfte.

Rn. 7 Eine  rechtliche  Fehlvorstellung  kann  deshalb 
durchaus  Grundlage  einer  Handlungsweisung 
sein.  Ihre  praktische  Bedeutung  muss  jedoch 
geklärt  werden.  Die  Erklärung,  keine  weitere 
Maßnahme zu wünschen, kann eine bewusste 
Risikoentscheidung enthalten. Sie kann ebenso 
auf  der  falschen  Annahme  beruhen,  weitere 
Maßnahmen  seien  objektiv  überflüssig.  Im 
zweiten Fall ist zunächst der Irrtum mit seinen 
Folgen zu erläutern. § 665 BGB, der über § 675 
Abs. 1 BGB anwendbar ist, regelt die Voraus-
setzungen  einer  Abweichung  von  Weisungen. 
Eine allgemeine Befugnis, entgegen einer auf-
geklärten  Entscheidung  des  Mandanten  zu 
handeln, ergibt sich daraus nicht.14

12 BGH, Urt. v. 21.6.2018 – IX ZR 80/17, NJW 2018, 2476, Rn. 8; 
zur Auslegung der Erklärungen §§ 133, 157 BGB. Fundstelle
13 §§ 1, 3 Abs. 1, 43a Abs. 1 BRAO; zur Wahrheitspflicht § 43a 
Abs. 3 BRAO und § 138 Abs. 1 ZPO. Fundstelle

https://www.gesetze-im-internet.de/brao/__3.html
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/IX_ZS/2017/IX_ZR__80-17.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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III. Auch das beschränkte Mandat kann 
Warnpflichten auslösen
Rn. 8 Eine Beschränkung des Auftrags ist kein umfas-

sender  Haftungsausschluss.  Nach  dem  Urteil 
des BGH vom 21. Juni 2018 können Warn- und 
Hinweispflichten  über  den  eigentlichen  Man-
datsgegenstand  hinausreichen.  Die  Gefahr 
muss dem Anwalt  bekannt sein,  für  ihn offen-
kundig werden oder sich bei ordnungsgemäßer 
Bearbeitung  aufdrängen.  Hinzukommen  muss 
ein Grund für die Annahme, dass der Mandant 
die  Gefahr  nicht  erkennt.  Eine  allgemeine 
Pflicht, außerhalb des Auftrags nach unbekann-
ten Risiken zu forschen, wird damit gerade nicht 
begründet.15

Rn. 9 Für die Ausgangslage ist diese Unterscheidung 
erheblich. Die drohende Sachentscheidung wird 
bei  der übernommenen Aktenprüfung sichtbar. 
Sie steht unmittelbar mit dem gewünschten Ver-
fahrensabschluss in Zusammenhang. Die Über-
zeugung, längst endgültig gewonnen zu haben, 
spricht  zugleich  dafür,  dass  der  Mandant  das 
konkrete Verlustrisiko verkennt. Ein Anwalt kann 
dieses Problem nicht dadurch erledigen, dass er 
die vom Mandanten gewünschte Beschreibung 
des Auftrags übernimmt.

Rn. 10 Der notwendige Hinweis muss den Handlungs-
bedarf verständlich machen. Er sollte erkennen 
lassen,  welche  Frage  offen  ist,  weshalb  die 
Annahme  des  Mandanten  nicht  trägt  und 
welche  Folgen  eine  unterlassene  Reaktion 
haben  kann.  Der  pauschale  Hinweis,  es  sei 
noch einiges vorzutragen, hat einen anderen In-
formationsgehalt  als die Mitteilung, welche an-
spruchsbegründenden Umstände fehlen und bis 
wann eine Ergänzung oder anderweitige Vertre-
tung erforderlich ist. Für die spätere Bewertung 
zählt der tatsächliche Erklärungsinhalt.

Rn. 11 Aus  einer  solchen  Warnpflicht  folgt  allerdings 
noch nicht  automatisch die Verpflichtung, jede 
außerhalb  des  Auftrags  liegende  Maßnahme 
selbst  vorzunehmen.  Beratung  über  den  not-
wendigen Schritt  und Beauftragung mit  seiner 
Durchführung  sind  getrennt  zu  prüfen.  Diese 
Trennung schützt zugleich den Mandanten vor 
eigenmächtiger  Ausweitung  der  Tätigkeit  und 
den Anwalt vor einer unbegrenzten Übernahme 
fremder Aufgaben.

14 §§ 675 Abs. 1, 665 BGB. Abweichung bei anzunehmender Billi-
gung in Kenntnis der Sachlage; grundsätzlich vorherige Anzeige 
und Abwarten der Entscheidung, sofern mit dem Aufschub keine 
Gefahr verbunden ist. Fundstelle
15 BGH, Urt. v. 21.6.2018 – IX ZR 80/17, NJW 2018, 2476, insbe-
sondere zur Erkennbarkeit  der  Gefahr Rn. 15;  Darlegungs- und 
Beweislast für die Voraussetzungen der Warnpflicht beim Mandan-
ten. Fundstelle

IV. Erkennbare Gerichtsfehler verlangen anwaltliche 
Gegenwehr
Rn. 12 Der  Grundsatz  iura  novit  curia  entlastet  den 

Prozessbevollmächtigten nicht  von rechtlichem 
Vortrag.  Der  BGH verlangt,  die  günstigen  tat-
sächlichen und rechtlichen Gesichtspunkte zur 
Geltung  zu  bringen  und  möglichen  Irrtümern 
des  Gerichts  entgegenzuwirken.  Bereits  das 
Urteil  vom 18.  Dezember  2008  behandelt  die 
Pflicht,  auf  einschlägige  höchstrichterliche 
Rechtsprechung  hinzuweisen.  Der  gerichtliche 
Fehler  schließt  die  Zurechnung  einer  eigenen 
anwaltlichen  Pflichtverletzung  nicht  notwendig 
aus.16

Rn. 13 Für den rechtlichen Vortrag ergibt sich daraus: 
Der Rechtsanwalt muss auch Rechtsausführun-
gen vorbringen, die die Entscheidung zugunsten 
des Mandanten beeinflussen können.  Eine  im 
Verfahren  geäußerte  Rechtsansicht  des  Ge-
richts bleibt überprüfungsbedürftig, selbst wenn 
das Gericht sie mit Rechtsprechung und Litera-
tur belegt.17

Rn. 14 Daraus folgt für die Ausgangslage: Ein konkre-
ter gerichtlicher Hinweis auf eine rechtliche Be-
grenzung des Anspruchs verlangt eine fachliche 
Auseinandersetzung,  soweit  diese  vom  über-
nommenen  Pflichtenkreis  erfasst  ist.  Der 
Mandant kann diese Aufgabe nicht durch seine 
eigene Siegesgewissheit erledigen. Gerade die 
Abweichung  zwischen  seiner  Vorstellung  und 
dem erkennbaren Verfahrensverlauf  begründet 
Beratungsbedarf.

Rn. 15 Der Maßstab verpflichtet  zu sachgerechter  In-
teressenvertretung,  nicht  zur  Garantie  einer 
richtigen Gerichtsentscheidung. Auch eine aus-
führliche Eingabe kann erfolglos bleiben. Umge-
kehrt kann eine kurze Stellungnahme das ent-
scheidende  Argument  enthalten.  Ihr  Wert 
bemisst  sich  nach  ihrer  rechtlichen  Tragfähig-
keit,  ihrer  Rechtzeitigkeit  und ihrer  Bedeutung 
für die drohende Entscheidung.

V. Die Niederlegung verändert den Pflichtenkreis

1. Die Beendigung des Vertrags
Rn. 16 Ein  anwaltlicher  Dienstvertrag  kann  unter  den 

Voraussetzungen des § 627 Abs. 1 BGB grund-
sätzlich auch ohne wichtigen Grund gekündigt 
werden.  Für  die  Kündigung durch  den Anwalt 
begrenzt § 627 Abs. 2 BGB jedoch den zulässi-
gen Zeitpunkt:  Der Mandant muss sich grund-
sätzlich  anderweitig  Unterstützung  beschaffen 
können.  Ein  wichtiger  Grund kann ausnahms-

16 BGH, Urt. v. 18.12.2008 – IX ZR 179/07, NJW 2009, 987; zur 
Prüfung gerichtlicher Rechtsansichten Rn. 13 f. Fundstelle
17 BGH, Urt. v. 18.12.2008 – IX ZR 179/07, NJW 2009, 987, Rn. 
8, 13–14, zum rechtlichen Vortrag und zur Reaktion auf gerichtli-
che Hinweise. Original

https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/IX_ZS/2007/IX_ZR_179-07.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/IX_ZS/2007/IX_ZR_179-07.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/IX_ZS/2017/IX_ZR__80-17.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__665.html
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weise auch eine Kündigung zu einem sonst un-
geeigneten Zeitpunkt rechtfertigen.18

Rn. 17 Die Wirksamkeit der Kündigung und die Haftung 
für ihre Folgen sind zu trennen. Der BGH hebt 
hervor,  dass selbst eine verbotswidrige Kündi-
gung zur Unzeit regelmäßig wirksam ist, jedoch 
Schadensersatzfolgen auslösen kann. Deshalb 
genügt  für  die  haftungsrechtliche  Bewertung 
weder die Feststellung eines schweren Konflikts 
noch der bloße Nachweis einer Kündigungser-
klärung. Zu prüfen sind insbesondere Zeitpunkt, 
verbleibende  Fristen,  Möglichkeiten  eines  An-
waltswechsels  und  die  Gründe  der  Beendi-
gung.19

Rn. 18 Auch die fehlende Bereitschaft zur Zusammen-
arbeit ist konkret zu beschreiben. Welche Infor-
mationen wurden benötigt? Welche Mitwirkung 
blieb aus? Welche Bearbeitung war ohne diese 
Mitwirkung  nicht  möglich?  Ein  beschädigtes 
Vertrauensverhältnis  erklärt  die  Entscheidung 
zur Niederlegung. Es ersetzt nicht die Prüfung 
ihrer rechtlichen Folgen.

2. Die verbleibenden Schutzmaßnahmen
Rn. 19 Nach wirksamer Beendigung besteht grundsätz-

lich keine Pflicht, den gesamten Auftrag weiter 
abzuarbeiten.  Nachvertragliche  Schutzpflichten 
können jedoch zumutbare Handlungen verlan-
gen,  die  zur  Vermeidung von Rechtsverlusten 
keinen Aufschub dulden. Dazu gehören insbe-
sondere  Hinweise  auf  laufende  Fristen,  dro-
hende Verjährung und Rechtsmittelmöglichkei-
ten  sowie  die  Weitergabe  relevanter  gerichtli-
cher Mitteilungen. Rohrbach ordnet diese Auf-
gaben als nachvertragliche Pflichten ein. Für die 
hier  untersuchte  Konstellation  ist  daraus  zu 
folgern,  dass  die  fortbestehende  Handlungs-
pflicht an die konkret abwendbare Gefahr anzu-
knüpfen ist; aus der bloßen Möglichkeit weiteren 
Rechtsvortrags  folgt  noch  keine  unbegrenzte 
Fortführung des Mandats.20

Rn. 20 Die  im  Ausgangsfall  erwogene  Beschränkung 
auf  kurze  Rechtsausführungen  lässt  sich  in 
diesen  Pflichtenkreis  einordnen,  wenn  damit 
eine  konkret  erkannte Gefahr  noch rechtzeitig 
und  mit  zumutbarem  Aufwand  aufgegriffen 
werden  kann.  Die  rechtliche Begründung liegt 
dann in der verbleibenden Schutzaufgabe. Die 
Formulierung, man habe das Allerwesentlichste 
getan,  ist  für  sich  genommen  allerdings  kein 
rechtlicher Maßstab. Wesentlich ist das, was die 
konkrete Gefahr abwenden oder dem Mandan-

18 § 627 Abs. 1 und 2 BGB. Fundstelle
19 BGH, Urt. v. 7.2.2013 – IX ZR 138/11, NJW 2013, 1591, Rn. 14, 
zur Kündigung zur Unzeit und ihren Folgen. Fundstelle
20 Anja Rohrbach, Mandatskündigung: Welche Pflichten bestehen, 
welche Haftungsfallen drohen?, Anwaltsblatt  online v. 29.3.2023, 
Abschnitt II 2, zu nachvertraglichen Pflichten. Fundstelle

ten eine rechtzeitige andere Reaktion ermögli-
chen kann.

Rn. 21 Die Grenze zur vollständigen Weiterbearbeitung 
muss funktional gezogen werden. Eine bereits 
erkannte Rechtsfrage anhand vorhandener Un-
terlagen zu erläutern, kann ohne erneute umfas-
sende  Sachverhaltsarbeit  möglich  sein.  Neue 
Tatsachen zu ermitteln, Unterlagen zu beschaf-
fen  und  Beweisangebote  aufzubauen,  kann 
dagegen eine Mitwirkung und Beauftragung er-
fordern,  die  nach  der  Beendigung fehlen.  Die 
verbleibenden Pflichten richten sich nach der er-
reichbaren Schutzwirkung und den Umständen 
des  Übergangs,  nicht  nach  einem  abstrakten 
Seitenumfang.

3. Die prozessuale Stellung
Rn. 22 Vom Innenverhältnis ist die Stellung im Prozess 

zu unterscheiden. Im Anwaltsprozess knüpft  § 
87 Abs. 1 ZPO die Wirkung der Beendigung ge-
genüber  dem  Gegner  an  die  Anzeige  eines 
neuen  Prozessbevollmächtigten.  §  87  Abs.  2 
ZPO  lässt  den  kündigenden  Bevollmächtigten 
bis  zur  anderweitigen  Wahrnehmung  der 
Rechte  weiterhin  handeln.  Daraus  ergibt  sich 
nicht  bereits  der  vollständige  Umfang  einer 
schuldrechtlichen Weiterbearbeitungspflicht.21

Rn. 23 Praktisch  bedeutsam  bleibt  die  Empfangszu-
ständigkeit. Nach dem Beschluss des BGH vom 
25. Januar 2011 sind Zustellungen im Anwalts-
prozess  bis  zur  Bestellung  eines  neuen  Pro-
zessbevollmächtigten weiterhin an den bisheri-
gen  Vertreter  zu  richten.  Eine  Niederlegung 
kann daher mit fortbestehenden Aufgaben beim 
Empfang und bei der Weiterleitung gerichtlicher 
Entscheidungen  zusammentreffen.  Sie  lässt 
sich nicht als völliger Rückzug aus jedem weite-
ren Verfahrenskontakt behandeln.22

VI. Rechtsvortrag vor der Verkündung
Rn. 24 Die Aussage, vor der Verkündung sei nur noch 

Rechtsvortrag  möglich  gewesen,  bedarf  einer 
prozessualen Grundlage. § 296a ZPO schließt 
nach  Schluss  der  mündlichen  Verhandlung 
neue  Angriffs-  und  Verteidigungsmittel  grund-
sätzlich  aus.  Die  ausdrücklich  vorbehaltenen 
Möglichkeiten nach § 139 Abs. 5, § 283 und § 
156 ZPO bleiben jedoch zu prüfen. Ein gewähr-
ter  Schriftsatznachlass  kann  innerhalb  seines 
sachlichen und zeitlichen Umfangs gerade noch 
tatsächliche Ergänzungen ermöglichen.23

Rn. 25 Reine Rechtsausführungen zum bereits einge-
führten  Streitstoff  werden  von  der  Präklusion 

21 § 87 Abs. 1 und 2 ZPO; Befugnis zur weiteren Vertretung und 
schuldrechtliche  Handlungspflicht  sind  zu  unterscheiden.  §  87 
ZPO
22 BGH, Beschl. v. 25.1.2011 – VIII ZR 27/10, Rn. 5–6, zur fortbe-
stehenden Empfangszuständigkeit im Anwaltsprozess; §§ 87 Abs. 
1, 172 ZPO. Fundstelle

https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/VIII_ZS/2010/VIII_ZR__27-10A.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__87.html
https://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__87.html
https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/kanzlei-praxis/mandatskuendigung-pflichten-haftungsfallen
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/IX_ZS/2011/IX_ZR_138-11.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__627.html
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neuen  Tatsachenvortrags  nicht  in  gleicher 
Weise erfasst. Sie können vor der Entscheidung 
auf eine übersehene Anspruchsgrundlage, eine 
fehlerhafte rechtliche Begrenzung oder die un-
zutreffende Verteilung  der  Darlegungslast  auf-
merksam  machen.  Sie  ersetzen  jedoch  keine 
Tatsachen, die zur schlüssigen Begründung des 
Anspruchs  erforderlich  sind.  Die  Bezeichnung 
einer Eingabe als Rechtsausführung verändert 
ihren tatsächlichen Inhalt nicht.

Rn. 26 Daneben ist eine Wiedereröffnung nach § 156 
ZPO in Betracht zu ziehen. Ob lediglich ein Er-
messen des Gerichts besteht oder ein Wieder-
eröffnungsgrund nach Absatz 2 vorliegt,  hängt 
von der konkreten Verfahrenslage ab. Ein An-
waltswechsel  oder  eine  Mandatsniederlegung 
bewirkt für sich genommen keinen neuen, unbe-
grenzten Vortragszeitraum.24

Rn. 27 Für die anwaltliche Bewertung müssen deshalb 
zwei Grenzen auseinandergehalten werden: die 
prozessuale  Zulässigkeit  weiteren  Vorbringens 
und die tatsächliche Möglichkeit seiner Erarbei-
tung. Fehlende Zusammenarbeit kann die Sach-
verhaltsaufklärung  hindern,  ohne  dass  der 
Vortrag  bereits  prozessual  ausgeschlossen 
wäre.  Umgekehrt  kann selbst  vollständige Ko-
operation  eine  abgelaufene  oder  sachlich  be-
grenzte Stellungnahmefrist nicht erweitern. Eine 
belastbare  Dokumentation  benennt  beide 
Ebenen.

VII. Haftung ist nach Zeitabschnitten zu prüfen
Rn. 28 Eine  spätere  Haftungsprüfung  muss  zunächst 

klären, welche Pflichten während des noch be-
stehenden Mandats bestanden. Wurde rechtzei-
tig auf Ergänzungsbedarf hingewiesen? Waren 
erforderliche Maßnahmen bereits  vor  der  Nie-
derlegung  möglich  und  geschuldet?  Eine 
spätere Beendigung beseitigt eine zuvor einge-
tretene  Pflichtverletzung  nicht.  Ebenso  wenig 
begründet  ein  ungünstiges  Urteil  allein  den 
Nachweis,  der zuletzt  tätige Anwalt  habe eine 
ihm obliegende Handlung unterlassen.

Rn. 29 Für den Zeitraum nach der Niederlegung stehen 
die  konkret  verbleibenden  Schutzaufgaben  im 
Mittelpunkt. Der Anwalt muss sich nicht an einer 
vollständigen Bearbeitung messen lassen, wenn 
eine solche nicht mehr geschuldet war. Er muss 
aber  erklären  können,  welche  erkennbare 
Gefahr  bestand  und  wie  er  ihr  innerhalb  des 
verbleibenden  Pflichtenkreises  begegnet  ist. 
Eine Warnung, die Weitergabe der notwendigen 
Unterlagen und eine kurze rechtliche Interven-

23 § 296a Satz 1 und 2, § 139 Abs. 5, § 283 ZPO. Bei einem 
Schriftsatznachlass  sind  Gegenstand und Frist  der  gerichtlichen 
Gestattung maßgeblich. Fundstelle
24 § 156 Abs. 1 und 2 ZPO, insbesondere Abs. 2 Nr. 1 zu ent-
scheidungserheblichen Verfahrensfehlern. Fundstelle

tion  können  dabei  unterschiedliche  Aufgaben 
erfüllen.

Rn. 30 Hinzu kommen Kausalität  und Schaden. Nach 
der  Rechtsprechung  des  BGH muss  das  Re-
gressgericht,  wenn  es  auf  den  Ausgang  des 
Vorprozesses  ankommt,  selbst  prüfen,  wie 
dieser  bei  pflichtgemäßem Verhalten  richtiger-
weise zu entscheiden gewesen wäre. Es genügt 
daher  weder,  auf  eine  aus  Sicht  des  Anwalts 
falsche Entscheidung zu verweisen, noch, jede 
Lücke  im  Prozessstoff  ohne  weitere  Prüfung 
dem Vorgänger zuzuschreiben.  Erforderlich ist 
die Zuordnung eines konkreten Versäumnisses 
zu einem bestimmten Pflichtenkreis und einem 
hierdurch verursachten Nachteil.25

Rn. 31 Die  Handakte  sollte  deshalb  den  zeitlichen 
Ablauf  erkennen  lassen:  Erkenntnis  des  Pro-
blems, Inhalt der Belehrung, Reaktion des Man-
danten, Zeitpunkt der Beendigung und danach 
ergriffene  Maßnahmen.  Diese  Dokumentation 
ist besonders wichtig, wenn der Mandant später 
eine  ursprünglich  umfassendere  Beauftragung 
bestreitet  oder  die  Schutzhandlung  nach  der 
Niederlegung  als  Beleg  für  eine  uneinge-
schränkte Fortsetzung des Mandats deutet.

VIII. Die Verantwortung endet nicht an einem 
einzigen Zeitpunkt
Rn. 32 Der  Konflikt  mit  einem  Mandanten,  der  seine 

Rechtsauffassung für unverhandelbar hält, lässt 
sich nicht durch die Alternative lösen, entweder 
jede Vorgabe zu übernehmen oder jede weitere 
Tätigkeit  einzustellen.  Während  des  Mandats 
schuldet  der  Anwalt  eine  eigenverantwortliche 
rechtliche Prüfung und eine am übernommenen 
Auftrag ausgerichtete Vertretung. Ein begrenz-
ter Auftrag kann zusätzliche Warnpflichten aus-
lösen.  Eine  wirksame  Niederlegung  verändert 
den  Pflichtenkreis,  ohne  notwendig  sämtliche 
Schutzaufgaben zu beenden.

Rn. 33 Die hier vertretene Einordnung führt deshalb zu 
einem abgestuften Maßstab: Der Anwalt muss 
die Gefahr erkennen und erläutern, die Voraus-
setzungen einer Beendigung beachten und an-
schließend die konkret fortbestehenden Schutz-
pflichten erfüllen. Wo die reguläre Bearbeitung 
endet, können einzelne rechtliche oder organi-
satorische Maßnahmen weiterhin geboten sein. 
Deren  Durchführung  ist  mit  einer  wirksamen 
Mandatsniederlegung vereinbar. Ihr Umfang be-
stimmt sich danach, welcher Schutz noch erfor-
derlich, rechtlich möglich und zumutbar ist.

25 BGH, Urt. v. 18.12.2008 – IX ZR 179/07, NJW 2009, 987, zum 
hypothetisch richtigen Ausgang des Vorprozesses und zum Zu-
rechnungszusammenhang. Fundstelle

https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/IX_ZS/2007/IX_ZR_179-07.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__156.html
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Anwaltshaftung · Rechtsprechung und Literatur

Beratungspflichten und die Reichweite des 
übernommenen Mandats
Raphael Slowik

Die  Rechtsprechungsübersicht  von  Jungk,  Gerauer  und 
Grams verbindet Beratung, Mandatsumfang und organisa-
torische Pflichten. Ihr haftungsrechtlicher Ertrag liegt in der 
fallbezogenen  Bestimmung  des  Pflichtenkreises.  Die  fol-
gende Literaturanmerkung unterscheidet die Fachübersicht 
von unmittelbar geprüften Entscheidungsgründen.

I. Veränderte Erfolgsaussichten im laufenden Mandat
Rn. 1 Jungk,  Gerauer  und  Grams  behandeln  die 

Pflicht  zur erneuten Beratung bei  einer verän-
derten rechtlichen oder tatsächlichen Ausgangs-
lage  anhand  des  BGH-Urteils  IX  ZR  154/24. 
Nach ihrer Darstellung setzt die Beratungspflicht 
nicht  erst  bei  vollständiger  Aussichtslosigkeit 
ein. Sie besteht auch gegenüber rechtsschutz-
versicherten Mandanten; ein Hinweis auf fehlen-
des persönliches Kostenrisiko ersetzt die Bera-
tung über die Erfolgsaussichten nicht.26

Rn. 2 Die Übersicht trennt dabei den Vorwurf unzurei-
chender Verjährungshemmung von einer späte-
ren  unzureichenden  Beratung  über  das  Pro-
zessrisiko. Diese zeitliche Trennung ist dogma-
tisch  notwendig:  Für  jeden  Pflichtverstoß 
müssen Beratungssituation,  hypothetische  Re-
aktion  des  Mandanten  und  verursachter 
Schaden bestimmt werden. Aus einer veränder-
ten Erfolgsaussicht allein folgt noch kein bezif-
ferbarer Regressanspruch.27

II. Vergleichsberatung setzt zutreffende 
Sachverhaltsaufklärung voraus
Rn. 3 Das Brandenburgische OLG verlangt eine Dar-

stellung der für und gegen den Vergleich spre-
chenden  Gesichtspunkte,  der  Unsicherheiten 
und seiner Folgen. Dabei verbleibt dem Anwalt 
ein  weiter  Beurteilungsspielraum.  Von  einem 
Vergleich ist abzuraten, wenn er den Mandan-
ten  unangemessen benachteiligt  und eine  be-
gründete Aussicht auf ein wesentlich günstige-
res streitiges Ergebnis besteht.28

26 Antje  Jungk/Karin  Gerauer/Holger  Grams,  Pflichten  und 
Haftung  des  Anwalts  –  Eine  Rechtsprechungsübersicht,  BRAK-
Mitt. 2026, 258–266, hier 258–259, zum BGH, Urt. v. 30.4.2026 – 
IX ZR 154/24; Original der Fachübersicht. Entscheidungsinhalt in-
soweit zitiert nach dieser Übersicht.
27 Jungk/Gerauer/Grams, BRAK-Mitt.  2026,  258–259, insbeson-
dere zur Zurückverweisung und zum beratungsgerechten Verhal-
ten; Fachübersicht.
28 Brandenburgisches OLG, Urt. v. 14.4.2026 – 10 U 5/25, Gründe 
unter  2;  dort  mit  Nachweisen  auf  Vill  in 
Fischer/Vill/Fischer/Pape/Chab, Handbuch der Anwaltshaftung, 5. 
Aufl., § 2 Rn. 286, 289, 291; Mennemeyer in Fahrendorf/Menne-
meyer, Die Haftung des Rechtsanwalts, 10. Aufl., Kap. 8 Rn. 586, 
587,  595;  Vollkommer/Greger/Heinemann,  Anwaltshaftungsrecht, 
5. Aufl., § 12 Rn. 41 f. Literaturstellen zitiert nach dem Urteil.

Rn. 4 Im entschiedenen Fall hatte die Anwältin die Ak-
tivlegitimation  unzutreffend  eingeschätzt  und 
nicht rechtzeitig auf die erforderliche Abtretung 
hingewiesen. Der Schwerpunkt liegt deshalb in 
der  Verbindung  von  Sachverhaltsaufklärung, 
rechtlicher Prüfung und Vergleichsberatung. Die 
Höhe  eines  Vergleichsbetrags  lässt  sich  nicht 
unabhängig von der tatsächlich durchsetzbaren 
Rechtsposition beurteilen.29

III. Außenvollmacht und Innenauftrag
Rn. 5 Die von der Übersicht behandelte Entscheidung 

des LG Freiburg betrifft die Trennung zwischen 
Außenvollmacht und Mandat im Innenverhältnis. 
Die  Reichweite  einer  Vollmachtsurkunde 
beweist nach der dort wiedergegebenen Einord-
nung weder den Inhalt noch die Unbedingtheit 
des  erteilten  Auftrags.  Für  die  Vertragsausle-
gung müssen deshalb die konkreten Erklärun-
gen und Umstände festgestellt werden. Der fol-
gende Schluss ist eine eigene Einordnung: Ein 
formal weiter Handlungsspielraum ersetzt keine 
Vereinbarung über die tatsächlich geschuldete 
Tätigkeit.30

IV. Handakte und fallbezogene Pflichtbestimmung
Rn. 6 Auch  die  Handaktenherausgabe  darf  nicht 

anhand einer isolierten Schlagzeile verallgemei-
nert werden. Die Übersicht stellt die Auffassung 
des AG Hamburg zur Übersendung als Schick-
schuld als Mindermeinung dar. Das ist ein Lite-
raturbefund;  daraus wird hier  kein allgemeiner 
Rechtssatz  über  Leistungsort  oder  Kostentra-
gung  abgeleitet.  Zu  unterscheiden  bleiben 
Umfang der herauszugebenden Unterlagen, Art 
der Übermittlung und etwaige Kosten.31

Rn. 7 Die gemeinsam zu betrachtenden Entscheidun-
gen  zeigen  unterschiedliche  Anknüpfungs-
punkte:  die  erkennbare  Änderung  der  Bera-
tungsgrundlage,  die  zutreffende  Bestimmung 
des Anspruchsinhabers und den tatsächlich ver-
einbarten Auftrag. Eine tragfähige Haftungsprü-
fung verbindet diese Fragen mit dem jeweiligen 
Sachverhalt. Sie ersetzt sie nicht durch eine all-
gemeine Forderung nach möglichst umfassen-
der anwaltlicher Tätigkeit.

29 Brandenburgisches OLG, Urt. v. 14.4.2026 – 10 U 5/25, Gründe 
unter 2 a–g. Abweichend von der Datierung in der Fachübersicht 
ist  der  14.4.2026 das Urteilsdatum; der 26.2.2026 war der  Ver-
handlungstermin, vgl. Gründe unter 3.
30 LG Freiburg,  Beschl.  v.  12.12.2025  –  9  S  10/25,  Entschei-
dungsinhalt  zitiert  nach Jungk/Gerauer/Grams, BRAK-Mitt.  2026, 
258–266, Abschnitt  „Mandatsumfang“.  Amtlicher Metadatennach-
weis; Fachübersicht.
31 AG Hamburg, Beschl. v. 13.4.2026 – 21 C 120/25, zitiert nach 
Jungk/Gerauer/Grams, BRAK-Mitt. 2026, 258–266, Abschnitt „Her-
ausgabe der Handakten“; Fachübersicht.

https://www.brak-mitteilungen.de/media/brak_2026_04_low.pdf
https://www.brak-mitteilungen.de/media/brak_2026_04_low.pdf
https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/NJRE001627639
https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/NJRE001627639
https://gerichtsentscheidungen.brandenburg.de/gerichtsentscheidung/28746
https://gerichtsentscheidungen.brandenburg.de/gerichtsentscheidung/28746
https://gerichtsentscheidungen.brandenburg.de/gerichtsentscheidung/28746
https://gerichtsentscheidungen.brandenburg.de/gerichtsentscheidung/28746
https://www.brak-mitteilungen.de/media/brak_2026_04_low.pdf
https://www.brak-mitteilungen.de/media/brak_2026_04_low.pdf
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Zivilprozessrecht · ERV

Ersatzeinreichung und Wiedereinsetzung 
bei Störungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs
Raphael Slowik

Der Beschluss trennt  die  Wirksamkeit  einer  Ersatzeinrei-
chung von der Entschuldbarkeit  der Fristversäumnis.  Ein 
überobligatorischer Rettungsversuch darf den Zugang zur 
Wiedereinsetzung nicht ohne Weiteres verschließen.

I. Problemstellung und Verfahrensausgang
Rn. 1 Nach einer Störung des elektronischen Rechts-

verkehrs war zu klären, ob ein Computerfax die 
Form  wahrte  und  welche  Bedeutung  ein  ge-
scheiterter Ersatzversuch für die Wiedereinset-
zung hatte.32

Rn. 2 Fristgebundene  Erklärungen  müssen  wirksam 
eingereicht  werden.  Wer  sich  auf  eine  techni-
sche  Unmöglichkeit  beruft,  muss  die  hierfür 
maßgeblichen  Tatsachen  in  der  erforderlichen 
Weise darlegen und glaubhaft machen.33

Rn. 3 Der BGH hob mit Beschluss vom 30. Juli 2026 – 
I ZB 85/25 – die angegriffene Entscheidung auf 
und verwies die Sache zurück. Er gewährte die 
Wiedereinsetzung  nicht  abschließend.  Bei  der 
Prüfung war zwischen der Form des Ersatzdo-
kuments,  dem  konkreten  Übermittlungshinder-
nis und der Zumutbarkeit weiterer Maßnahmen 
zu unterscheiden.34

II. Form, Ersatzübermittlung und Wiedereinsetzung
Rn. 4 Der Prüfungsaufbau ist dreistufig. Zunächst ist 

die Wirksamkeit der tatsächlich gewählten Ein-
reichung zu beurteilen. Sodann sind die Voraus-
setzungen  der  technischen  Ersatzeinreichung 
und  ihrer  Glaubhaftmachung  zu  prüfen.  Erst 
wenn  die  fristgebundene  Handlung  nicht 
wirksam  vorgenommen  wurde,  stellt  sich  die 
Frage, ob die Versäumung nach den Wiederein-
setzungsregeln entschuldigt ist. Die Erfolglosig-
keit  auf  einer  Stufe  beantwortet  die  folgende 
nicht notwendig.35

Rn. 5 Für die Formprüfung bleibt der Unterschied zwi-
schen  elektronischem  Dokument  und  Compu-
terfax  erheblich.  Ein  allgemeiner  Hinweis  auf 
elektronische Signierung ersetzt  beim Compu-
terfax nicht ohne Weiteres die erforderliche Wie-
dergabe einer Unterschrift.  Auch eine nachge-
reichte elektronische Fassung heilt nicht schon 
als solche eine zuvor versäumte Frist.36

Rn. 6 Der  Nachweis  der  technischen  Unmöglichkeit 
muss die betroffene Übermittlung erfassen. Der 

32 BGH, Beschl. v. 30.7.2026 – I ZB 85/25, Rn. 1–13.
33 BGH, Beschl. v. 30.7.2026 – I ZB 85/25, Rn. 14–26.
34 BGH, Beschl. v. 30.7.2026 – I ZB 85/25, Tenor und Rn. 43–44.
35 BGH, Beschl. v. 30.7.2026 – I ZB 85/25, Rn. 14–30 und 36–44.
36 BGH, Beschl. v. 30.7.2026 – I ZB 85/25, Rn. 14–18 und 28–30.

Senat  verlangt  jedoch keinen Selbstzweck er-
folgloser Sendeversuche: Verlässliche amtliche 
Angaben zur konkreten Störung können die Un-
möglichkeit  bereits  belegen.  Entscheidend  ist 
die Aussagekraft der verfügbaren Informationen 
für  Empfänger,  Zeitraum  und  Übermittlungs-
weg.37

III. Überobligatorische Rettungsversuche
Rn. 7 Für die Wiedereinsetzung ist von der Formfrage 

zu unterscheiden, welche Ersatzhandlung dem 
Rechtsanwalt  überhaupt  zugemutet  werden 
konnte. Der Senat führt seine Rechtsprechung 
zu  überobligatorischen  Rettungsbemühungen 
fort. Scheitert eine Handlung, die unter den kon-
kreten Umständen nicht  mehr geschuldet  war, 
darf dieser zusätzliche Versuch die Partei nicht 
ohne sachlichen Grund schlechterstellen, als sie 
bei dessen Unterlassen stünde.38

Rn. 8 Diese  Erwägung  ist  überzeugend,  wenn  die 
Überobligationsgrenze  anhand  der  vor  dem 
Versuch erkennbaren Umstände bestimmt wird. 
Andernfalls  drohte  eine  Zirkularität:  Aus  dem 
Scheitern  würde  auf  Unzumutbarkeit  und  aus 
der  Unzumutbarkeit  auf  Entschuldbarkeit  ge-
schlossen. Die Entscheidung trägt gerade keine 
solche pauschale  Entlastung.  Sie verweist  die 
Sache zur Klärung der maßgeblichen Umstände 
zurück.39

IV. Antragserklärung und Fristen
Rn. 9 Ein weiteres Problem betrifft die Erklärung des 

Wiedereinsetzungsbegehrens. Die erneute Ein-
reichung genügt nicht, wenn die begleitende Er-
klärung von einer bereits wirksamen Fristwah-
rung ausgeht  und keinen vorsorglichen Willen 
zur Fortsetzung trotz möglicher Versäumung er-
kennen lässt. Inhalt der Erklärung, Bewusstsein 
der  möglichen  Versäumnis  und  Tatsachenvor-
trag  gehören  deshalb  in  die  Auslegung  des 
Antrags.40, 41

Rn. 10 Für die Praxis folgt daraus eine getrennte Doku-
mentation von Einreichungsform, Störungslage 
und verbleibenden Handlungsmöglichkeiten. Ein 
hilfsweiser  Wiedereinsetzungsantrag  muss 
seinen eigenen Voraussetzungen genügen. Ins-
besondere ist eine verlängerte gerichtliche Stel-
lungnahmefrist nicht mit der grundsätzlich nicht 

37 BGH, Beschl. v. 30.7.2026 – I ZB 85/25, Rn. 19–26.
38 BGH, Beschl. v. 30.7.2026 – I ZB 85/25, Rn. 36–42.
39 BGH, Beschl. v. 30.7.2026 – I ZB 85/25, Rn. 39–44.
40 BGH, Beschl. v. 30.7.2026 – I ZB 85/25, Rn. 28–30.
41 Zum  in  der  Entscheidung  angeführten  Schrifttum:  BeckOK 
ZPO/Wendtland,  61.  Ed.,  Stand  1.7.2026,  §  236  Rn.  5; 
Stein/Loyal, ZPO, 24. Aufl., § 236 Rn. 10; Nachweise nach BGH, 
Beschl. v. 30.7.2026 – I ZB 85/25, Rn. 29. Die Kommentartexte 
wurden nicht eigenständig eingesehen.

https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/I_ZS/2025/I_ZB__85-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/I_ZS/2025/I_ZB__85-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/I_ZS/2025/I_ZB__85-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/I_ZS/2025/I_ZB__85-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/I_ZS/2025/I_ZB__85-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/I_ZS/2025/I_ZB__85-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/I_ZS/2025/I_ZB__85-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/I_ZS/2025/I_ZB__85-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/I_ZS/2025/I_ZB__85-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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verlängerbaren Wiedereinsetzungsfrist gleichzu-
setzen.42

Zivilprozessrecht

Krankheitsbedingte Fristversäumnis und 
funktionale Darlegung der Verhinderung
Raphael Slowik

Krankheit und prozessuale Handlungsunfähigkeit sind nicht 
gleichzusetzen. Die Entscheidung verlangt eine auf die ver-
säumte  Handlung  bezogene  Darstellung  und  begrenzt 
damit die Aussagekraft pauschaler Atteste.

I. Ausgangsfrage und rechtlicher Maßstab
Rn. 1 Eine anwaltliche Erkrankung erklärt die Versäu-

mung  einer  Rechtsmittelbegründungsfrist  nur, 
wenn ihre konkreten Auswirkungen und die ver-
bleibenden  Handlungsmöglichkeiten  nachvoll-
ziehbar werden.43

Rn. 2 Bei vorhersehbarer Verhinderung ist eine geeig-
nete  Vertretung  zu  organisieren.  Bei  überra-
schender  Erkrankung  kommt  es  darauf  an, 
welche  fristwahrenden  Maßnahmen  noch 
möglich und zumutbar waren.44

II. Gegenstand und tragende Gründe
Rn. 3 Das OLG München versagte mit Beschluss vom 

18. August 2026 – 6 U 1263/26 e – die Wieder-
einsetzung und verwarf  die Berufung des sich 
selbst  vertretenden  Rechtsanwalts.  Vorgelegt 
waren unter anderem Angaben zu einer Fußver-
letzung und zur Ruhigstellung der linken Hand 
vom 22. Juni bis 15. Juli; die Begründungsfrist 
endete am 7. Juli. Die Darlegung genügte dem 
Gericht nicht.45

III. Dogmatische Einordnung und Würdigung
Rn. 4 Der  Beschluss  setzt  bei  der  Verbindung  zwi-

schen Gesundheitszustand und konkreter Pro-
zesshandlung an. Es fehlte insbesondere eine 
ausreichende  Erklärung,  warum eine  Bearbei-
tung  durch  Diktat,  Unterzeichnung  oder  unter 
Nutzung  der  rechten  Hand  nicht  möglich 
gewesen sein sollte. Hinzu kamen Fragen der 
rechtzeitigen Vertretung und der  Bemühungen 
um die für eine weitere Fristverlängerung erfor-
derliche Zustimmung der Gegenseite.46

Rn. 5 Die Entscheidung trägt keine allgemeine medizi-
nische  Aussage  über  Arbeitsfähigkeit  bei  be-
stimmten Verletzungen. Sie erlaubt auch nicht, 

42 BGH, Beschl. v. 30.7.2026 – I ZB 85/25, Rn. 44.
43 OLG München, Beschl. v. 18.8.2026 – 6 U 1263/26 e, Rn. 10–
16.
44 OLG München, Beschl. v. 18.8.2026 – 6 U 1263/26 e, Rn. 10–
13.
45 OLG München, Beschl. v. 18.8.2026 – 6 U 1263/26 e, Rn. 1–9 
und 14–16.
46 OLG München, Beschl. v. 18.8.2026 – 6 U 1263/26 e, Rn. 10–
16.

von erkrankten Anwälten stets persönliche Wei-
terarbeit zu verlangen. Ihre Aussage betrifft die 
Darlegung: Ein Attest und eine versäumte Frist 
müssen durch konkrete Tatsachen miteinander 
verbunden werden. Umfang und Vorhersehbar-
keit  der  Einschränkung sind dabei  ebenso er-
heblich  wie  die  organisatorische  Ausgangs-
lage.47

IV. Folgerungen
Rn. 6 Für  einen  Wiedereinsetzungsantrag  sollten 

Beginn, erwartete Dauer, funktionale Einschrän-
kungen  und  Vertretungsbemühungen  zeitnah 
dokumentiert werden. Im Regressfall ist zusätz-
lich  zu  prüfen,  ob  eine  pflichtgemäße  Maß-
nahme die Frist tatsächlich gewahrt hätte. Der 
Beschluss entscheidet noch keinen Schadens-
ersatzanspruch des Mandanten.

Zivilprozessrecht · Digitaljustiz

Sorgfaltsmaßstab bei technischen 
Zugangshindernissen zur Videoverhandlung
Raphael Slowik

Technische  Kenntnisse  dürfen  bei  Videoverhandlungen 
nicht überspannt werden. Ein bereits bekanntes Zugangs-
hindernis verändert jedoch den Sorgfaltsmaßstab, weil es 
Anlass zu konkreter Vorsorge gibt.

I. Ausgangslage und Rechtsmittelrahmen
Rn. 1 Wer  erneut  an  einem Videotermin  teilnehmen 

will, obwohl derselbe Zugang zuvor gescheitert 
ist, kann sich nicht allein auf die Wiederholung 
des Verbindungsversuchs verlassen.48

Rn. 2 Im Urteil vom 30. Juli 2026 – I ZR 31/26 – blieb 
die Revision ohne Erfolg; der BGH änderte die 
Entscheidung dahin, dass die Berufung gegen 
das zweite Versäumnisurteil als unzulässig ver-
worfen wurde. Für die nach § 514 Abs. 2 ZPO 
eingeschränkte Berufung fehlte ein ausreichen-
der Vortrag dazu, dass die Säumnis unverschul-
det gewesen sei.49

II. Normativer Sorgfaltsmaßstab
Rn. 3 Die Berufung gegen das zweite Versäumnisur-

teil verlangt im Rahmen des § 514 Abs. 2 ZPO 
einen schlüssigen Vortrag zur fehlenden schuld-
haften  Säumnis.  Der  Senat  knüpft  den  Ver-
schuldensmaßstab an die für die Wiedereinset-
zung geltenden Grundsätze an. Das Verschul-
den des Prozessbevollmächtigten ist der Partei 
nach § 85 Abs. 2 ZPO zuzurechnen.50

Rn. 4 Dabei lehnt der Senat überhöhte Anforderungen 
an  technische  Kenntnisse  ab.  Videoteilnahme 

47 OLG München, Beschl. v. 18.8.2026 – 6 U 1263/26 e, Rn. 14–
16.
48 BGH, Urt. v. 30.7.2026 – I ZR 31/26, Rn. 1–14.
49 BGH, Urt. v. 30.7.2026 – I ZR 31/26, Tenor und Rn. 15–18.
50 BGH, Urt. v. 30.7.2026 – I ZR 31/26, Rn. 15–19.

https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/I_ZS/2026/I_ZR__31-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/I_ZS/2026/I_ZR__31-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/I_ZS/2026/I_ZR__31-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2026-N-20780?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2026-N-20780?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2026-N-20780?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2026-N-20780?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2026-N-20780?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2026-N-20780?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2026-N-20780?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2026-N-20780?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2026-N-20780?hl=true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2026-N-20780?hl=true
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/I_ZS/2025/I_ZB__85-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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soll  nicht  schon wegen ihrer  technischen Ver-
mittlung rechtlich riskanter werden als persönli-
che  Anwesenheit.  Dieser  Ausgangspunkt  be-
grenzt zugleich die Anforderungen an die Darle-
gung einer technischen Störung.51, 52

III. Bekanntes Risiko und zumutbare Vorsorge
Rn. 5 Die  technische  Ausstattung  des  Teilnehmers 

verbleibt gleichwohl in dessen Verantwortungs-
bereich.  Wer  dasselbe  Zugangshindernis 
bereits erlebt  hat,  muss die Wiederholungsge-
fahr in die Vorbereitung des nächsten Termins 
einbeziehen. Auf die abstrakte Möglichkeit einer 
Störung kommt es dann nicht  mehr  allein  an; 
maßgeblich  ist  die  konkrete  Kenntnis  eines 
bislang nicht behobenen Problems.53

Rn. 6 Der  dogmatische  Schwerpunkt  liegt  damit  auf 
dem Zusammenhang von Vorhersehbarkeit und 
zumutbarer  Vorsorge.  Ein  allgemeiner  techni-
scher Erfolgsmaßstab würde den Teilnehmer für 
jedes  Scheitern  einstehen  lassen.  Ein  allein 
subjektiver  Maßstab würde dagegen auch be-
kannte  Risiken  von  den  prozessualen  Folgen 
lösen.  Die  Entscheidung  vermeidet  beides, 
soweit sie die konkreten Kenntnisse und noch 
verfügbaren  Abhilfemöglichkeiten  zum  Aus-
gangspunkt nimmt.54

Rn. 7 Die Grenze bleibt sorgfältig zu ziehen. Aus der 
Obliegenheit, ein bekanntes Hindernis abzuklä-
ren, folgt keine allgemeine Pflicht,  Sicherheits-
vorkehrungen  unkontrolliert  aufzugeben.  Auch 
ist  nicht  jede denkbare technische Maßnahme 
zumutbar. Die erforderliche Vorsorge muss auf 
die bekannte Störungsursache und die tatsächli-
che Zeit bis zum Termin bezogen bleiben.55

IV. Bedeutung später Rettungsversuche
Rn. 8 Telefonische  Rückfragen  und  ein  kurzfristiger 

Versuch mit einem Smartphone konnten die un-
zureichende Vorbereitung in der entschiedenen 
Konstellation nicht ersetzen. Daraus folgt keine 
generelle Untauglichkeit solcher Ersatzmaßnah-
men. Ihr  Gewicht hängt davon ab, ob sie Be-
standteil rechtzeitiger Vorsorge oder erst Reak-
tion  auf  ein  bereits  vorhersehbares  Scheitern 
sind.56

Rn. 9 Für die Terminvorbereitung sollten frühere Zu-
gangsprobleme, technische Rückfragen und die 
Entscheidung  über  einen  belastbaren  Ersatz-

51 BGH, Urt. v. 30.7.2026 – I ZR 31/26, Rn. 20.
52 Zum vom Senat herangezogenen Schrifttum: BeckOK ZPO/von 
Selle, 61. Ed., Stand 1.7.2026, § 128a Rn. 19.1; Nachweis nach 
BGH, Urt. v. 30.7.2026 – I ZR 31/26, Rn. 20–21. Kein eigenständi-
ger Volltextnachweis des Kommentars.
53 BGH, Urt. v. 30.7.2026 – I ZR 31/26, Rn. 21–30.
54 BGH, Urt. v. 30.7.2026 – I ZR 31/26, Rn. 19–30.
55 BGH, Urt. v. 30.7.2026 – I ZR 31/26, Rn. 20–31.
56 BGH, Urt. v. 30.7.2026 – I ZR 31/26, Rn. 32–36.

weg nachvollziehbar  festgehalten  werden.  Der 
Maßstab ist eine ex ante zumutbare Vorsorge, 
nicht  der  nachträgliche  Nachweis  irgendeiner 
theoretisch möglichen Verbindungsalternative.

Anwaltshaftung · Versicherungsrecht

Anspruchsübergang und Schutzzweck im 
Kostenregress des 
Rechtsschutzversicherers
Raphael Slowik

Der Anspruchsübergang setzt  eine Versicherungsleistung 
voraus. Die Deckungsentscheidung ersetzt weder die an-
waltliche Prüfung des Anspruchsgegners noch die geson-
derte Bestimmung des ersatzfähigen Schadens.

I. Streitgegenstand und Revisionsumfang
Rn. 1 Ein  Rechtsschutzversicherer  verlangte  Kosten 

einer  gegen  den  falschen  Fahrzeughersteller 
geführten Klage zurück. Im Revisionsverfahren 
standen  der  Anspruchsübergang  und  die  Be-
handlung des Kostenschadens im Mittelpunkt.57

Rn. 2 Der BGH ließ im Urteil vom 9. Juli 2026 – IX ZR 
79/25  –  den  zugesprochenen  Regress  be-
stehen.  Die  Revision  war  nur  hinsichtlich  der 
Berufungskosten  von  3.711,31  Euro  eröffnet; 
soweit  sie  darüber  hinausging,  wurde sie  ver-
worfen. Gegenstand war eine gegen Volkswa-
gen geführte Klage, obwohl das Fahrzeug von 
Audi stammte.58

II. Leistung und gesetzlicher Anspruchsübergang
Rn. 3 Der  Ausgangspunkt  ist  der  Ersatz  tatsächlich 

geleisteter Prozesskosten. § 86 Abs. 1 Satz 1 
VVG  ordnet  einen  Übergang  des  Ersatzan-
spruchs  an,  soweit  der  Versicherer  den 
Schaden  ersetzt.  Eine  Deckungszusage  und 
eine ausgeführte Zahlung sind deshalb ausein-
anderzuhalten. Im entschiedenen Umfang hatte 
der Versicherer die geltend gemachten Kosten 
des Berufungsverfahrens getragen.59, 60, 61

Rn. 4 Der Senat lässt  den Anspruchsübergang nicht 
daran  scheitern,  dass  der  Versicherer  mögli-
cherweise in Kenntnis fehlender Deckung leis-
tete. Eine solche Liberalität betrifft zunächst das 
Verhältnis zwischen Versicherer und Versiche-
rungsnehmer. Sie macht die anwaltliche Pflicht-

57 BGH, Urt. v. 9.7.2026 – IX ZR 79/25, Rn. 1–17.
58 BGH, Urt. v. 9.7.2026 – IX ZR 79/25, Tenor und Rn. 1–17.
59 BGH, Urt. v. 9.7.2026 – IX ZR 79/25, Rn. 18–20.
60 § 86 Abs. 1 Satz 1 VVG.
61 Zum  Nachweis  des  Leistungserfordernisses  im  Schrifttum: 
BeckOK VVG/Rust,  Stand 1.2.2026,  § 86 Rn. 52;  MünchKomm 
VVG/Segger,  3.  Aufl.,  §  86  Rn.  120;  Prölss/Martin/Armbrüster, 
VVG,  32.  Aufl.,  §  86  Rn.  37;  Nachweise  nach  BGH,  Urt.  v. 
9.7.2026 – IX ZR 79/25, Rn. 20. Die Kommentartexte wurden nicht 
eigenständig eingesehen.
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https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/IX_ZS/2025/IX_ZR__79-25.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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verletzung  gegenüber  dem  Mandanten  nicht 
nachträglich rechtmäßig.62

Rn. 5 Daraus  folgt  jedoch  nicht,  dass  jede  Zahlung 
jedes Dritten einen Forderungsübergang nach § 
86 VVG auslöst. Der Senat behandelt Leistun-
gen  des  Versicherers  im  Zusammenhang  mit 
dem  Versicherungsverhältnis.  Die  Reichweite 
des Übergangs bleibt durch die tatsächlich er-
setzte Schadensposition begrenzt. Eine erst zu-
gesagte oder  ausschließlich noch zu beschaf-
fende Deckung ist dem nicht gleichzustellen.63

III. Anwaltliche Pflicht und Schutzzweck
Rn. 6 Die eigene Prüfung des Versicherers begründet 

keine  Entlastung  des  Rechtsanwalts  von  der 
Bestimmung  des  zutreffenden  Anspruchsgeg-
ners.  Für  den  Mandanten  erfüllen  anwaltliche 
Prüfung  und  Deckungsentscheidung  unter-
schiedliche Funktionen. Das Nebeneinander der 
Prüfungen  darf  daher  nicht  ohne  weitere  Be-
gründung als Verlagerung der anwaltlichen Ver-
antwortung behandelt werden.64

Rn. 7 Besondere  Bedeutung  hat  die  Begrenzung 
durch den  Schutzzweck  der  verletzten  Pflicht. 
Im entschiedenen Fall ging es um die vermeid-
baren Kosten des gegen den falschen Hersteller 
geführten Verfahrens.  Der Hinweis,  bei  zutref-
fender  Beratung  wäre  möglicherweise  ein 
anderer  Prozess ebenfalls  erfolglos geblieben, 
beantwortet  diese  konkrete  Kostenzuordnung 
nicht.  Eine solche Hypothese darf die tatsäch-
lich verletzte Pflicht und den von ihr zu verhin-
dernden Nachteil nicht austauschen.65

IV. Reichweite und Grenzen des Regresses
Rn. 8 Die  Entscheidung  überzeugt  in  der  Trennung 

dieser  Ebenen.  Der  gesetzliche Übergang be-
antwortet  die  Aktivlegitimation,  nicht  sämtliche 
Voraussetzungen des Regresses.  Pflichtverlet-
zung, haftungsausfüllende Kausalität und Scha-
densumfang  bleiben  selbstständig  zu  prüfen. 
Die Begründung ist deshalb kein Freibrief, jede 
vom Versicherer bezahlte Position unabhängig 
vom konkreten Mandat zurückzufordern.66

Rn. 9 Für  die  Fallbearbeitung sind  die  Leistung des 
Versicherers, der übergegangene Anspruch und 
die  konkrete  Kostenposition  gesondert  festzu-
stellen. Der Anspruch gegen den Rechtsanwalt 
ist zudem von einem etwaigen Anspruch gegen 
dessen Haftpflichtversicherer zu unterscheiden. 
§ 117 VVG allein begründet keinen allgemeinen 
Direktanspruch des Geschädigten; die Voraus-

62 BGH, Urt. v. 9.7.2026 – IX ZR 79/25, Rn. 19–27.
63 BGH, Urt. v. 9.7.2026 – IX ZR 79/25, Rn. 20–27.
64 BGH, Urt. v. 9.7.2026 – IX ZR 79/25, Rn. 28–29.
65 BGH, Urt. v. 9.7.2026 – IX ZR 79/25, Rn. 30.
66 BGH, Urt. v. 9.7.2026 – IX ZR 79/25, Rn. 18–30.

setzungen des § 115 VVG bleiben eigenstän-
dig.67

Staatshaftung · Zivilprozessrecht

Zinsnachteile infolge unangemessener 
Verfahrensdauer
Raphael Slowik

Ein verzögerungsbedingter Zinsnachteil verlangt den Ver-
gleich  mit  einem rechtzeitig  abgeschlossenen  Verfahren. 
Der Beitrag untersucht die Grenzen einer bloß abstrakten 
Betrachtung alternativen Schuldnerverhaltens.

I. Ausgangsfrage und rechtlicher Maßstab
Rn. 1 Kann  eine  unangemessene  Verfahrensdauer 

zusätzliche  Zinsen  verursachen,  obwohl  der 
Schuldner die Hauptforderung auch früher hätte 
bezahlen können?68

Rn. 2 Die  Entscheidung  betrifft  den  staatlichen  An-
spruch auf Rechtsschutz in angemessener Zeit 
und die Entschädigung nach § 198 GVG. Sie ist 
kein  Urteil  über  eine  anwaltliche  Pflichtverlet-
zung. Für die anwaltliche Prüfung ist ihre Kau-
salitätsmethode gleichwohl bedeutsam.69

II. Gegenstand und tragende Gründe
Rn. 3 Der BGH hob mit Urteil vom 9. Juli 2026 – III ZR 

235/25 – die ablehnende Entscheidung auf und 
verwies  zurück.  Über  den  geltend  gemachten 
zusätzlichen  Zinsaufwand  von  1.098,12  Euro 
wurde nicht abschließend zugunsten der Kläge-
rin  entschieden.  Auch  eine  unangemessene 
Dauer war revisionsrechtlich nur zu unterstellen, 
weil die Vorinstanz sie offengelassen hatte.70

III. Dogmatische Einordnung und Würdigung
Rn. 4 Es  genügt  nicht,  eine  Verzögerung  abstrakt 

wegzudenken. Zu fragen ist, wie sich ein recht-
zeitiger Verfahrensabschluss auf das tatsächli-
che  Zahlungsverhalten  ausgewirkt  hätte.  Die 
Möglichkeit,  schon  zuvor  freiwillig  zu  zahlen, 
schließt diesen Zusammenhang nicht aus. Eine 
Zahlung unter Vorbehalt oder eine Hinterlegung 
darf nicht ohne Prüfung der konkreten Voraus-
setzungen als gleichwertige, zumutbare Alterna-
tive unterstellt werden.71

Rn. 5 Der Ansatz verhindert, dass eine bloß denkbare 
frühere Handlung die erforderliche Prüfung des 
wirklichen  Nachteils  verdrängt.  Das  bedeutet 
keine  automatische  Erstattung  jedes  während 
eines  langen  Prozesses  angefallenen  Zinsbe-
trags.  Der  Schutzzweck  des  Anspruchs,  eine 
mögliche  erkennbar  aussichtslose  Prozessfüh-
rung  und  konkret  erlangte  Kapitalvorteile 

67 § 115 Abs. 1 VVG. § 117 Abs. 1 und 3 VVG.
68 BGH, Urt. v. 9.7.2026 – III ZR 235/25, Rn. 14–23.
69 BGH, Urt. v. 9.7.2026 – III ZR 235/25, Rn. 14–17.
70 BGH, Urt. v. 9.7.2026 – III ZR 235/25, Rn. 1–13 und 49.
71 BGH, Urt. v. 9.7.2026 – III ZR 235/25, Rn. 31–34.
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bleiben  zu  berücksichtigen.  Der  Erfolg  oder 
Misserfolg im Ausgangsprozess entscheidet für 
sich genommen noch nicht über das Recht auf 
ein Verfahren angemessener Dauer.72

IV. Folgerungen
Rn. 6 Wer einen verzögerungsbedingten Zinsnachteil 

prüft,  benötigt  eine  belastbare  zeitliche  Ver-
gleichsrechnung sowie Tatsachen zum hypothe-
tischen Zahlungszeitpunkt.  Für  den Anwaltsre-
gress ist diese Methode gesondert auf die dort 
behauptete  Pflichtverletzung  anzuwenden;  § 
198  GVG  und  anwaltlicher  Schadensersatz 
dürfen nicht vermengt werden.

Urheberrecht · Lauterkeitsrecht

Pastiche als begrenzte Freiheit kreativer 
Bezugnahme
Raphael Slowik

Die  Pastiche-Schranke eröffnet  einen Raum erkennbarer 
künstlerischer Bezugnahme. Ihre Anwendung verlangt eine 
Prüfung der konkreten Gestaltung und der betroffenen In-
teressen. Die Länge einer übernommenen Tonfolge beant-
wortet diese Fragen nicht allein.

I. Rechtsfrage und zeitliche Abgrenzung
Rn. 1 Im Verfahren „Metall auf Metall VI“ war über die 

wiedererkennbare  Übernahme  einer  kurzen 
Rhythmussequenz in ein neues Musikstück zu 
entscheiden. Der BGH unterscheidet die betrof-
fenen Nutzungszeiträume. Für die Zeit seit dem 
7.  Juni  2021 ist  §  51a UrhG maßgeblich.  Die 
Schranke darf nicht rückwirkend zur Rechtferti-
gung sämtlicher früherer Nutzungen herangezo-
gen werden.73

Rn. 2 Der Senat geht zunächst von einer Vervielfälti-
gung in wiedererkennbarer Form aus; Zitatrecht 
und  beiläufige  Einbeziehung  rechtfertigen  die 
Nutzung nicht. Erst danach stellt sich die Frage 
des  Pastiches.  Eine  erlaubte  kreative  Bezug-
nahme  setzt  somit  weiterhin  die  Bestimmung 
des  Eingriffs  und  der  einschlägigen  Schranke 
voraus.74

II. Kreativer Dialog und objektive Erkennbarkeit
Rn. 3 In Umsetzung der EuGH-Vorentscheidung ver-

steht der BGH den Pastiche als eigenständige 
Ausnahme.  Er  ist  kein  Auffangtatbestand  für 
jede fremdes Material aufnehmende Schöpfung. 
Erforderlich  ist  ein  wahrnehmbarer  künstleri-
scher oder kreativer Dialog mit dem übernom-
menen  Gegenstand.  Humor  oder  Verspottung 
sind keine notwendigen Merkmale.75

72 BGH, Urt. v. 9.7.2026 – III ZR 235/25, Rn. 35–49.
73 BGH, Urt. v. 3.9.2026 – I ZR 74/22, Metall auf Metall VI, Rn. 17
–26.
74 BGH, Urt. v. 3.9.2026 – I ZR 74/22, Metall auf Metall VI, Rn. 17
–22.

Rn. 4 Der  Pastiche-Charakter  muss  für  eine  Person 
erkennbar  sein,  die  das  Original  kennt.  Eine 
bloße  subjektive  Absicht  des  Nutzers  genügt 
nicht. Im Streitfall hält der Senat den Dialog auf-
grund der  konkreten Einbettung und Verände-
rung der Sequenz für  gegeben. Die rechtliche 
Bewertung knüpft damit an die Gestaltung des 
neuen Werks und die Funktion des übernomme-
nen Elements an.76

III. Interessenabwägung und Grenze des 
Nachahmungsschutzes
Rn. 5 Die  Einordnung  als  Pastiche  beendet  die 

Prüfung  nicht.  Der  Dreistufentest  verlangt  die 
Berücksichtigung normaler Verwertung und be-
rechtigter Interessen. Auf der festgestellten Tat-
sachengrundlage fällt diese Abwägung zuguns-
ten  der  Nutzung  aus.  Der  BGH  eröffnet 
daneben  regelmäßig  keinen  lauterkeitsrechtli-
chen Umgehungsschutz für eine urheberrecht-
lich erlaubte Verwendung.77

Rn. 6 Für  die  Risikoprognose  bleibt  der  kreative 
Dialog  ein  anspruchsvolles  Kriterium.  Weder 
eine besonders kurze Sequenz noch ihr hoher 
Wiedererkennungswert entscheidet isoliert über 
die  Zulässigkeit.  Der  Darlegungsbedarf  verla-
gert sich auf Bezugnahme, eigenständigen Aus-
druck  und  Auswirkungen  auf  die  Verwertung 
des  Originals.  Das  schützt  die  künstlerische 
Freiheit,  erschwert  aber  pauschale  Freigaben 
nach Sekunden- oder Prozentgrenzen.

IV. Folgen für die Gestaltungspraxis
Rn. 7 Wer fremdes Material verwendet, sollte Quelle, 

Bearbeitungsschritte  und  Funktion  im  neuen 
Werk  dokumentieren.  Rechteinhaber  müssen 
demgegenüber die konkreten Verwertungsinter-
essen  und  Beeinträchtigungen  bestimmen. 
Beide Seiten benötigen eine am tatsächlichen 
Werk orientierte Argumentation; eine allgemeine 
Aussage über  die  Zulässigkeit  des  Samplings 
trägt die Entscheidung nicht.78

75 BGH, Urt. v. 3.9.2026 – I ZR 74/22, Metall auf Metall VI, Rn. 26
–33.
76 BGH, Urt. v. 3.9.2026 – I ZR 74/22, Metall auf Metall VI, Rn. 34
–41.
77 BGH, Urt. v. 3.9.2026 – I ZR 74/22, Metall auf Metall VI, Rn. 42
–51.
78 BGH, Urt. v. 3.9.2026 – I ZR 74/22, Metall auf Metall VI, Rn. 35
–48.
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Arbeitsrecht · Gesellschaftsrecht · Prozessrecht

Gesetzlicher Parteiwechsel und 
fortbestehende Prozessvollmacht
Raphael Slowik

Eine  Verschmelzung  verändert  den  Rechtsträger,  ohne 
einen laufenden Prozess notwendig zu unterbrechen. Das 
BAG  trennt  gesetzlichen  Parteiwechsel,  Fortbestand  der 
Vollmacht und Berichtigung der Parteibezeichnung.

I. Gesamtrechtsnachfolge im laufenden Prozess
Rn. 1 Die beklagte Gesellschaft  wurde während des 

Rechtsstreits  auf  eine  andere  Rechtsträgerin 
verschmolzen.  Das  BAG  musste  deshalb  vor 
der  tarifrechtlichen  Hauptfrage  klären,  gegen 
wen das Verfahren fortzuführen war. Mit Eintra-
gung der Verschmelzung trat die Rechtsnachfol-
gerin  kraft  Gesetzes  in  die  Parteistellung  ein; 
eines  gewillkürten  Parteiwechsels  bedurfte  es 
nicht.79

Rn. 2 Bei bestehender anwaltlicher Vertretung wurde 
das  Verfahren  nicht  unterbrochen.  Der  Senat 
wendet  §  246  Abs.  1  ZPO  entsprechend  an. 
Auch  die  erteilte  Prozessvollmacht  bestand  in 
entsprechender Anwendung des § 86 ZPO fort. 
Rechtsnachfolge und Vertretungsmacht erfüllen 
damit  unterschiedliche  Funktionen:  Die  erste 
bestimmt die Partei, die zweite sichert ihre pro-
zessuale Handlungsfähigkeit.80

II. Berichtigung und materielle Zuordnung
Rn. 3 Die Weiterführung der bisherigen Parteibezeich-

nung  war  bei  eindeutig  feststehender  Rechts-
nachfolgerin  als  Falschbezeichnung  berichti-
gungsfähig. Es lag kein gegen eine nicht exis-
tente Partei geführter Prozess vor. Die Berichti-
gung  ersetzt  allerdings  nicht  die  Feststellung, 
welcher Rechtsträger tatsächlich Rechtsnachfol-
ger geworden ist.81

Rn. 4 Die tarifrechtliche Hauptfrage blieb hiervon un-
abhängig.  Die  Tätigkeit  als  Leiharbeitnehmer 
bei einem anderen Rechtsträger zählte nach der 
ausgelegten Regelung nicht ohne Weiteres als 
Beschäftigungszeit bei der späteren Arbeitgebe-
rin.  Bloße  betriebliche  Eingliederung  ersetzte 
die verlangte rechtliche Nähe nicht. Prozessuale 
Kontinuität erlaubt somit keinen automatischen 
Schluss auf die materielle Anspruchslage.82

III. Kontinuität setzt eindeutige Identität voraus
Rn. 5 Die  Entscheidung  verhindert,  dass  gesell-

schaftsrechtliche Strukturmaßnahmen laufende 
Verfahren  ohne  sachlichen  Grund  blockieren. 
Für  die  anwaltliche  Bearbeitung  folgt  daraus 
gleichwohl  eine  sofortige  Register-  und  Ru-

79 BAG, Urt. v. 23.7.2026 – 6 AZR 34/26, Rn. 18–21.
80 BAG, Urt. v. 23.7.2026 – 6 AZR 34/26, Rn. 22–24.
81 BAG, Urt. v. 23.7.2026 – 6 AZR 34/26, Rn. 25–27.
82 BAG, Urt. v. 23.7.2026 – 6 AZR 34/26, Rn. 28–45.

brumskontrolle.  Bei  mehreren  Rechtsnachfol-
gern oder unklaren Übertragungsgegenständen 
lässt sich die im Urteil vorausgesetzte Eindeu-
tigkeit nicht unterstellen.

Rn. 6 Handelsregisterstand, Eintragungszeitpunkt, Zu-
stellungsdaten  und  Vollmachtskette  sollten  in 
der  Handakte  zusammengeführt  werden. 
Anträge und Rubrum sind an den festgestellten 
Rechtsträger  anzupassen.  Die  gesonderte 
Prüfung  der  betroffenen  Ansprüche  und  ihrer 
Voraussetzungen bleibt erforderlich.

Arbeitsrecht · Prozessrecht

Gerichtliche Fristverlängerung und 
Vertrauen auf die Bewilligung
Raphael Slowik

Eine über die gesetzliche Grenze hinaus bewilligte Fristver-
längerung bleibt unwirksam. Der gerichtliche Fehler kann 
gleichwohl  für  die  Wiedereinsetzung  entscheidend  sein. 
Die Prüfung muss Fristablauf, Verschulden und Ursächlich-
keit auseinanderhalten.

I. Gesetzliche Verlängerungsgrenze
Rn. 1 § 74 Abs. 1 Satz 3 ArbGG erlaubt eine einma-

lige Verlängerung der Begründungsfrist um bis 
zu einen Monat.  Eine weitergehende gerichtli-
che  Bewilligung  erweitert  diesen  gesetzlichen 
Rahmen nicht. In der Fristenakte sind deshalb 
Zustellung,  gesetzlicher  Ablauf,  beantragter 
Zeitraum und gerichtliche Entscheidung geson-
dert festzuhalten.83

II. Gerichtlicher Fehler und Wiedereinsetzung
Rn. 2 Das BAG gewährte Wiedereinsetzung von Amts 

wegen.  Einen  möglichen  anwaltlichen  Schuld-
vorwurf ließ es wegen des ursächlichen gericht-
lichen  Fehlers  offen.  Diese  Begründung  ist 
enger als eine generelle Billigung des Fristver-
längerungsantrags:  Eine  unwirksame  Bewilli-
gung wird nicht wirksam, sondern ihre konkrete 
Vertrauenswirkung wird auf einer anderen Prü-
fungsstufe berücksichtigt.84

Rn. 3 Die  Trennung überzeugt  auch  für  die  spätere 
Regressanalyse.  Aus  einer  objektiven  Fristab-
weichung folgt noch nicht, dass eine anwaltliche 
Handlung  den  Rechtsverlust  verursacht  hat. 
Umgekehrt darf aus einer gewährten Wiederein-
setzung  nicht  geschlossen  werden,  die  ur-
sprüngliche Fristenbehandlung sei in jeder Hin-
sicht pflichtgemäß gewesen. Maßgeblich bleibt 
die jeweils geprüfte Ursache.

III. Grenzen des Vertrauensschutzes
Rn. 4 Der  Einwand,  gerichtliche  Bewilligungen 

könnten  als  Ersatz  für  eigene  Rechtskenntnis 
behandelt werden, ist ernst zu nehmen. Die Ent-

83 BAG, Beschl. v. 21.4.2026 – 1 ABR 10/25, Rn. 10–13.
84 BAG, Beschl. v. 21.4.2026 – 1 ABR 10/25, Rn. 14–18.

https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/1-abr-10-25/
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scheidung liefert dafür keinen allgemeinen Frei-
brief.  Es entscheidet eine konkrete Wiederein-
setzungslage  unter  Berücksichtigung  des  ge-
richtlichen Fehlers. Gesetzliche Höchstgrenzen 
müssen weiterhin selbst geprüft werden.85

Rn. 5 Die Rechtsbeschwerde blieb in  der  Sache er-
folglos. Die Zulässigkeitsentscheidung und das 
materielle Ergebnis sind daher ebenfalls zu un-
terscheiden. Für die Praxis ist die frühestmögli-
che  belastbare  Frist  zu  dokumentieren;  eine 
darüber  hinausgehende  Bewilligung  bedarf 
rechtlicher Prüfung, bevor auf sie vertraut wird.86

Datenschutzrecht · Steuerprozessrecht

Vollständige DSGVO-Auskunft und 
finanzgerichtlicher Rechtsschutz
Raphael Slowik

Der BFH verneint einen Anspruch auf eidesstattliche Versi-
cherung  einer  behördlichen  DSGVO-Auskunft.  Entschei-
dend bleiben ihre inhaltliche Vollständigkeit und die richtige 
Klageart.  Für  Schadensersatz  verlangt  der  Senat  grund-
sätzlich  eine  vorherige  Geltendmachung  gegenüber  der 
Behörde.

I. Anspruch auf Auskunft und verlangtes 
Sicherungsmittel
Rn. 1 Weder Art. 15 DSGVO noch die Rechenschafts-

pflicht  nach  Art.  5  Abs.  2  DSGVO begründet 
nach dem BFH einen Anspruch auf eidesstattli-
che Versicherung der Richtigkeit  und Vollstän-
digkeit einer Auskunft. §§ 259 Abs. 2, 260 Abs. 
2  BGB sind  nicht  unmittelbar  anwendbar.  Die 
Ablehnung  dieses  Sicherungsmittels  beseitigt 
den Anspruch auf vollständige Auskunft nicht.87

Rn. 2 Ob  das  unionsrechtliche  Regelungsgefüge 
bereits  jede  Analogie  ausschließt,  lässt  der 
Senat letztlich offen. Jedenfalls fehlt im Anwen-
dungsbereich des § 32i AO eine vergleichbare 
Interessenlage.  Die  Finanzbehörde  kann  sich 
bei Zweifeln an ihrer Auskunft nicht durch eine 
Formalerklärung  von  ihrer  weiterbestehenden 
Erfüllungspflicht lösen.88

II. Klageart und behördliche Vorbefassung
Rn. 3 Vollständige Auskunft ist mit der Leistungsklage 

zu verfolgen; die Feststellungsklage bleibt sub-
sidiär.  Für  eine  Zahlungsklage  nach  Art.  82 
DSGVO verlangt  §  40  Abs.  2  FGO nach  der 
Entscheidung grundsätzlich eine vorherige Gel-
tendmachung gegenüber der Behörde. Die uni-
onsrechtlichen  Effektivitätsanforderungen 
führen nach dem Senat zu keinem anderen Er-
gebnis.89

85 BAG, Beschl. v. 21.4.2026 – 1 ABR 10/25, Rn. 10–18.
86 BAG, Beschl. v. 21.4.2026 – 1 ABR 10/25, Rn. 20–42.
87 BFH, Urt. v. 30.6.2026 – IX R 2/25, Rn. 38–43.
88 BFH, Urt. v. 30.6.2026 – IX R 2/25, Rn. 44–52.
89 BFH, Urt. v. 30.6.2026 – IX R 2/25, Rn. 16–35.

III. Inhaltskontrolle statt institutionellen Vertrauens
Rn. 4 Dogmatisch  trägt  die  fortbestehende  gerichtli-

che Inhaltskontrolle das Ergebnis stärker als ein 
abstraktes Vertrauen in gesetzmäßige Verwal-
tung. Wer konkrete Unvollständigkeiten geltend 
macht,  muss  eine  sachliche  Antwort  erhalten. 
Ein Eid würde weder fehlende Daten zugänglich 
machen noch den Umfang des Anspruchs be-
stimmen.  Die  Ablehnung  der  Formalerklärung 
ist deshalb von einer Absenkung des materiel-
len Auskunftsstandards zu unterscheiden.

Rn. 5 Der Senat  referiert  abweichende zivil-  und ar-
beitsrechtliche  Ansätze,  entscheidet  deren 
Reichweite  außerhalb  des  finanzgerichtlichen 
Verfahrens jedoch nicht abschließend. Eine all-
gemeine Aussage,  im gesamten  Datenschutz-
recht sei jede eidesstattliche Versicherung aus-
geschlossen, ginge über die tragende Begrün-
dung hinaus.90

IV. Anträge und Darlegung
Rn. 6 Anträge  sollten  die  beanspruchte  vollständige 

Auskunft und die geltend gemachten Defizite er-
kennen  lassen.  Bei  einem Schadensersatzbe-
gehren sind Schaden und Anspruchsvorausset-
zungen gesondert darzulegen sowie die vorhe-
rige Befassung der Finanzbehörde zu dokumen-
tieren.  Die  Forderung  nach  einem Eid  ersetzt 
keinen dieser Schritte.

Steuerrecht · Verfassungsrecht

Gesetzliches Leistungsmodell und 
Besteuerung der Energiepreispauschale
Raphael Slowik

Die verfassungsrechtliche Bewertung der Energiepreispau-
schale hängt  von der  Konstruktion der  Leistung ab.  Der 
BFH betrachtet Gewährung und Besteuerung als einheitli-
ches Modell. Die Gleichheitsprüfung muss an dieser vorge-
lagerten Einordnung ansetzen.

I. Gegenstand und Begründungsstruktur
Rn. 1 Eine  nominell  einheitliche  Pauschale  kann  zu 

unterschiedlicher  Nettoentlastung  führen.  Der 
bloße Vergleich der Auszahlungsbeträge beant-
wortet  noch nicht  die rechtliche Frage:  Wurde 
zunächst eine ungekürzte Leistung gewährt und 
anschließend belastet,  oder war der Anspruch 
von Anfang an einkommensabhängig ausgestal-
tet?  Davon hängt  der  maßgebliche Rechtferti-
gungsbedarf ab.

Rn. 2 Der  BFH behandelt  Gewährung und Besteue-
rung als einheitliches Modell der Leistungsver-
waltung. Die Steuerfolge gehört nach seiner Be-
gründung zur Ausgestaltung des Anspruchs. § 
119 Abs. 1 Satz 1 EStG versteht er als Rechts-
folgenverweisung; die Pauschale muss nicht un-

90 BFH, Urt. v. 30.6.2026 – IX R 2/25, Rn. 45–52.
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abhängig  davon  den  allgemeinen  Arbeitslohn-
begriff erfüllen.91

II. Systematische Stärke und Begrenzung
Rn. 3 Die Stärke des Ansatzes liegt in seiner syste-

matischen  Geschlossenheit.  Ein  möglicher 
Einwand  betrifft  jedoch  die  Reichweite:  Eine 
steuerliche  Einkleidung  kann  nicht  ohne 
Analyse  des  jeweiligen  gesetzlichen  Zusam-
menhangs jede Kompetenzfrage erledigen. Die 
Entscheidung  trägt  deshalb  keine  allgemeine 
Aussage über  sämtliche durch das Steuerver-
fahren ausgezahlten Leistungen.

Rn. 4 Bei Art. 3 Abs. 1 GG knüpft der Senat an den 
weiten Gestaltungsspielraum für freiwillige Leis-
tungen  an.  Die  Begünstigung  ausschließlich 
pauschal  besteuerter  Arbeitnehmer  rechtfertigt 
er typisierend. Dies betrifft die Zulässigkeit ge-
setzlicher  Gruppenbildung  und  enthält  keine 
empirische  Feststellung  über  die  Bedürftigkeit 
jedes Einzelnen. Eine Gegenposition muss das 
Vergleichskriterium angreifen;  der  Hinweis  auf 
unterschiedliche Ergebnisse genügt nicht.92

III. Konsequenz für die Beratung
Rn. 5 Für die Beratung sind zunächst die angegriffene 

Norm und die persönliche Fallgruppe zu bestim-
men.  Anschließend  ist  zu  prüfen,  welcher 
Einwand durch die konkrete Begründung beant-
wortet wird. Eine nachträgliche Pressemitteilung 
eröffnet  für  sich  genommen  weder  eine  neue 
Rechtsbehelfsfrist noch erledigt sie automatisch 
andere Verfahren. Die hier entwickelte Einord-
nung bezieht  sich  auf  das  vom BFH geprüfte 
gesetzliche Gesamtmodell.

Arbeitsrecht · Dokumentationshinweis

Entscheidungsnachweis bei Verzicht auf 
Tatbestand und Gründe
Raphael Slowik

Der amtliche Nachweis zum Verfahren 6 AZR 38/26 enthält 
Tenor  und  Verzichtserklärung.  Das  Fehlen  der  Entschei-
dungsgründe  beruht  auf  dem  Parteiverzicht.  Materielle 
Rechtssätze lassen sich aus dem Entscheidungstitel allein 
nicht ableiten.

I. Tenor und gesetzliche Grundlage
Rn. 1 Das BAG hat die Revision gegen das Urteil des 

Thüringer  Landesarbeitsgerichts  vom  13. 
Januar  2026 – 1  Sa 61/25 – zurückgewiesen 
und dem Kläger die Kosten der Revision aufer-
legt.93

91 BFH, Urt. v. 11.6.2026 – VI R 15/24, Rn. 8–9, 11–12 und 22.
92 BFH, Urt. v. 11.6.2026 – VI R 15/24, Rn. 23–29, insbesondere 
Rn. 24 und 29.
93 BAG,  Urt.  v.  23.7.2026  –  6  AZR  38/26, 
ECLI:DE:BAG:2026:230726.U.6AZR38.26.0, Tenor.

Rn. 2 Die  Parteien  haben  auf  Tatbestand  und  Ent-
scheidungsgründe verzichtet. Der amtliche Text 
verweist auf § 72 Abs. 5 ArbGG in Verbindung 
mit § 555 Abs. 1 und § 313a Abs. 1 ZPO. Eine 
noch  ausstehende  Veröffentlichung  materieller 
Gründe ist damit nicht bezeichnet.94

II. Reichweite des Entscheidungsnachweises
Rn. 3 Die  Bezeichnung  „Verschmelzung  –  gesetzli-

cher Parteiwechsel – Sozialtarifvertrag“ benennt 
den  Gegenstand,  enthält  aber  keine  tragende 
Begründung.  Das  begründete  Urteil  6  AZR 
34/26  wird  in  diesem  Heft  gesondert  bespro-
chen. Dessen Gründe dürfen dem Verfahren 6 
AZR 38/26 nicht ohne Weiteres zugeschrieben 
werden.

Berufsrecht und Kanzleipraxis

Berufsrecht

Vermögensverfall ohne Eingreifen der 
gesetzlichen Vermutung
Raphael Slowik

Das Fehlen eines Registereintrags schließt  einen ander-
weitig  nachgewiesenen  Vermögensverfall  nicht  aus.  Ge-
setzliche Vermutung, tatsächlicher Befund und Gefährdung 
der Rechtsuchenden sind auseinanderzuhalten.

I. Ausgangsfrage und rechtlicher Maßstab
Rn. 1 Ein Vermögensverfall kann nachgewiesen sein, 

obwohl  die  gesetzliche  Vermutung  aufgrund 
eines Schuldnerverzeichniseintrags im maßgeb-
lichen Zeitpunkt nicht eingreift.95

Rn. 2 § 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO schützt die Interessen 
der Rechtsuchenden bei ungeordneten finanzi-
ellen Verhältnissen des Rechtsanwalts. Für den 
Widerruf und seine Ausnahme sind die konkre-
ten  Vermögensverhältnisse  und Schutzvorkeh-
rungen zu prüfen.96

II. Gegenstand und tragende Gründe
Rn. 3 Der  AGH  Nordrhein-Westfalen  wies  mit  Urteil 

vom 17. Juli 2026 – 1 AGH 20/26 – die Klage 
gegen den Zulassungswiderruf ab. Im maßgeb-
lichen  Zeitpunkt  des  Bescheids  am  9.  April 
bestand kein  Eintrag im Schuldnerverzeichnis. 
Die Vermutungsregel griff deshalb nicht ein; das 
Gericht sah den Vermögensverfall dennoch als 
nachgewiesen an.97

94 BAG, Urt. v. 23.7.2026 – 6 AZR 38/26, Rn. 1.
95 AGH Nordrhein-Westfalen, Urt.  v.  17.7.2026 – 1 AGH 20/26, 
Rn. 78–85.
96 § 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO.
97 AGH Nordrhein-Westfalen, Urt.  v.  17.7.2026 – 1 AGH 20/26, 
Rn. 78–85.

https://nrwe.justiz.nrw.de/anwgh/j2026/1_AGH_20_26_Urteil_20260717.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/anwgh/j2026/1_AGH_20_26_Urteil_20260717.html
https://www.gesetze-im-internet.de/brao/__14.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/anwgh/j2026/1_AGH_20_26_Urteil_20260717.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/anwgh/j2026/1_AGH_20_26_Urteil_20260717.html
https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/6-azr-38-26/
https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/6-azr-38-26/
https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/6-azr-38-26/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610170/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610170/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610170/
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III. Dogmatische Einordnung und Würdigung
Rn. 4 Tragend waren die  konkret  festgestellten  Ver-

bindlichkeiten  und  Zahlungsabläufe,  insbeson-
dere  die  wiederholte  Begleichung  erst  unter 
Vollstreckungsdruck. Nicht kurzfristig verfügbare 
Immobilienwerte widerlegen Liquiditätsprobleme 
nicht schon durch ihren behaupteten Wert. Auch 
die  tatsächliche Möglichkeit  und Absicht  einer 
Verwertung  sind  zu  berücksichtigen.  Der  feh-
lende Eintrag im April besagt im Übrigen nicht, 
dass es in der Vergangenheit niemals Einträge 
gegeben hätte.98

Rn. 5 Die Unterscheidung zwischen gesetzlicher Ver-
mutung und eigenständigem Nachweis ist  we-
sentlich. Ein einzelner verspäteter Zahlungsvor-
gang  belegt  nicht  automatisch  einen  Vermö-
gensverfall. Eine Serie erfolgloser Vollstreckun-
gen  oder  Zahlungen  erst  unter  erheblichem 
Druck darf  umgekehrt  nicht  durch den bloßen 
Hinweis auf Sachwerte entkräftet werden. Maß-
geblich bleibt das belastbare Gesamtbild.99

IV. Folgerungen
Rn. 6 Erforderlich sind vollständige Angaben zu Ver-

bindlichkeiten,  Fälligkeiten,  verfügbaren Mitteln 
und belegten Tilgungen. Für einen Mandanten-
schaden ist zusätzlich eine konkrete Pflichtver-
letzung zu prüfen. Der berufsrechtliche Widerruf 
ersetzt diesen Nachweis ebenso wenig wie den 
Nachweis eines Schadens.

Berufsrecht · Kanzleiorganisation

Funktionale Anforderungen an die 
anwaltliche Kanzlei
Raphael Slowik

Die Kanzleipflicht ist anhand ihrer Funktion für den Rechts-
verkehr  zu  konkretisieren.  Erreichbarkeit,  Erkennbarkeit 
und  Verhältnismäßigkeit  verlangen  eine  zusammenhän-
gende Betrachtung.

I. Ausgangsfrage und rechtlicher Maßstab
Rn. 1 Ein zuverlässig empfangener Brief beantwortet 

noch nicht die Frage, ob an der angegebenen 
Anschrift  eine nach außen erkennbare Kanzlei 
besteht.100

Rn. 2 Die Kanzleipflicht verlangt eine für den Rechts-
verkehr  erkennbare  organisatorische  Anlauf-
stelle. Ihre tatsächliche Ausgestaltung ist nach 
Funktion und Gesamtbild zu beurteilen.101, 102

98 AGH Nordrhein-Westfalen, Urt.  v.  17.7.2026 – 1 AGH 20/26, 
Rn. 78–88.
99 AGH Nordrhein-Westfalen, Urt.  v.  17.7.2026 – 1 AGH 20/26, 
Rn. 86–96.
100 BGH, Beschl. v. 28.8.2026 – AnwZ (Brfg) 22/26, Rn. 11–24.
101 BGH, Beschl. v. 28.8.2026 – AnwZ (Brfg) 22/26, Rn. 11–14.
102 § 27 Abs. 1–2 BRAO.

II. Gegenstand und tragende Gründe
Rn. 3 Der BGH lehnte mit Beschluss vom 28. August 

2026 – AnwZ (Brfg) 22/26 – den Antrag auf Zu-
lassung der Berufung im Hauptsacheteil ab; hin-
sichtlich des Eilrechtsschutzes war er unzuläs-
sig.  Der  Beschluss  behandelt  die  Anforderun-
gen an Kanzleiräume, Kennzeichnung und Er-
reichbarkeit  sowie  die  Verhältnismäßigkeit  be-
rufsaufsichtlicher Maßnahmen.103

III. Dogmatische Einordnung und Würdigung
Rn. 4 Für die Erkennbarkeit kommt es auf das Zusam-

menwirken von räumlicher Zuordnung, Beschil-
derung  und  Empfangsmöglichkeiten  an.  Ein 
funktionierender Postzugang ersetzt  nicht  jede 
andere  Anforderung.  Die  Kammer  muss  bei 
ihrer Reaktion zugleich Ermessen und Verhält-
nismäßigkeit  beachten;  mildere  Maßnahmen 
bleiben zu prüfen.  Aus den Ausführungen zur 
Kanzleikennzeichnung folgt  keine starre, allge-
mein geltende Mindestgröße für ein Schild (vgl. 
Rn. 31).104

Rn. 5 Die  funktionale  Betrachtung  überzeugt,  weil 
Mandanten und andere Beteiligte den Kanzlei-
sitz tatsächlich auffinden und zuordnen können 
müssen.  Sie  rechtfertigt  aber  keine  schemati-
sche  Übertragung  einzelner  räumlicher  Merk-
male auf jede moderne Büroform. Entscheidend 
sind die im Einzelfall  erfüllten Funktionen und 
die belegten Mängel.

IV. Folgerungen
Rn. 6 Bei Umzug oder verändertem Büromodell  sind 

Anschrift,  äußere  Kennzeichnung  und  die  tat-
sächlichen  Empfangsabläufe  gemeinsam  zu 
kontrollieren.  Die  berufsrechtliche  Frage  darf 
nicht  auf  die  Zustellbarkeit  von Post  reduziert 
werden. Ob ein Mangel einen konkreten Man-
dantenschaden verursacht hat, bedarf einer zu-
sätzlichen Prüfung.

Berufsrecht

Fremdgeldverzicht und Gefährdung der 
Rechtsuchenden
Raphael Slowik

Der bloße Verzicht  auf  die Annahme von Fremdgeld be-
gründet  noch  keine  belastbare  Ausnahme  vom  Zulas-
sungswiderruf. Entscheidend ist die Wirksamkeit und Dau-
erhaftigkeit der Schutzvorkehrungen.

I. Ausgangsfrage und rechtlicher Maßstab
Rn. 1 Ein von Vermögensverfall betroffener Rechtsan-

walt berief sich darauf, gegenwärtig kein Fremd-
geld entgegenzunehmen.105

103 BGH, Beschl. v. 28.8.2026 – AnwZ (Brfg) 22/26, Rn. 11–24.
104 BGH, Beschl. v. 28.8.2026 – AnwZ (Brfg) 22/26, Rn. 11–24 
und 31.
105 BGH, Beschl. v. 14.8.2026 – AnwZ (Brfg) 23/26, Rn. 15–17.

https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/UebrigeSenate/AnwS/2026/AnwZ_Brfg__23-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/UebrigeSenate/AnwS/2026/AnwZ_Brfg__22-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/UebrigeSenate/AnwS/2026/AnwZ_Brfg__22-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/UebrigeSenate/AnwS/2026/AnwZ_Brfg__22-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.gesetze-im-internet.de/brao/__27.html
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/UebrigeSenate/AnwS/2026/AnwZ_Brfg__22-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/UebrigeSenate/AnwS/2026/AnwZ_Brfg__22-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://nrwe.justiz.nrw.de/anwgh/j2026/1_AGH_20_26_Urteil_20260717.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/anwgh/j2026/1_AGH_20_26_Urteil_20260717.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/anwgh/j2026/1_AGH_20_26_Urteil_20260717.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/anwgh/j2026/1_AGH_20_26_Urteil_20260717.html
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Rn. 2 Wer  die  Ausnahme  vom  Zulassungswiderruf 
wegen fehlender Gefährdung der Rechtsuchen-
den  beansprucht,  muss  tragfähige  besondere 
Schutzumstände darlegen.106, 107

II. Gegenstand und tragende Gründe
Rn. 3 Der  BGH  versagte  mit  Beschluss  vom  14. 

August  2026 – AnwZ (Brfg)  23/26 – Prozess-
kostenhilfe und den beantragten Eilrechtsschutz 
mangels  Erfolgsaussicht.  Es  handelt  sich  um 
ein  eigenständiges  Verfahren,  nicht  um  das 
Rechtsmittel zu dem hier ebenfalls besproche-
nen Urteil des AGH Nordrhein-Westfalen.108

III. Dogmatische Einordnung und Würdigung
Rn. 4 Eine  bloße  Selbstbeschränkung  bei  der 

Annahme von Fremdgeld ist jederzeit änderbar. 
Für die eng begrenzte Ausnahme verlangt die 
Rechtsprechung belastbare organisatorische Si-
cherungen;  der  Beschluss  verweist  insbeson-
dere  auf  entsprechend  abgesicherte  Tätigkeit 
innerhalb einer Sozietät.109

Rn. 5 Die Entscheidung stellt  auf die Dauerhaftigkeit 
des Schutzes ab. Sie behauptet nicht, jeder ver-
mögenslose  Rechtsanwalt  habe  bereits  Man-
dantengelder  veruntreut.  Eine  aktuelle  Erklä-
rung  über  die  eigene  Arbeitsweise  und  eine 
wirksam  gesicherte  Organisation  haben  aber 
unterschiedliche Aussagekraft.

IV. Folgerungen
Rn. 6 Die Ausnahme lässt sich nicht allein mit guten 

Absichten  begründen.  Schutzvereinbarungen, 
tatsächliche  Abläufe  und  ihre  Verbindlichkeit 
müssen konkret belegt werden.

Fachanwaltsrecht

Änderungen der Fachanwaltsordnung zum 
1. Oktober 2026
Raphael Slowik

Die beschlossenen Änderungen betreffen einzelne Fach-
gebiete und Qualifikationsnachweise.  Sie sind von allge-
meinen Pflichten zur Fortbildung und von Haftungsmaßstä-
ben zu unterscheiden.

I. Gegenstand und Inkrafttreten
Rn. 1 Die bereits im Juli veröffentlichten genehmigten 

Beschlüsse der Satzungsversammlung werden 
wegen ihres bevorstehenden Inkrafttretens am 
1.  Oktober  2026  aufgegriffen.  Sie  betreffen 
unter anderem Strafrecht, Handels- und Gesell-
schaftsrecht  sowie  Sportrecht.  Im  Strafrecht 
werden Grundzüge der internationalen Rechts-
hilfe  ausdrücklich  einbezogen;  im  Sportrecht 

106 BGH, Beschl. v. 14.8.2026 – AnwZ (Brfg) 23/26, Rn. 15–17.
107 § 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO.
108 BGH, Beschl. v. 14.8.2026 – AnwZ (Brfg) 23/26, Rn. 1–17.
109 BGH, Beschl. v. 14.8.2026 – AnwZ (Brfg) 23/26, Rn. 15–17.

ändern sich Anforderungen an praktische Erfah-
rungen und erfasste Rechtsgebiete.110

II. Reichweite für Qualifikationsnachweise
Rn. 2 Für  laufende  Fachanwaltsanträge  und  Ausbil-

dungsplanung  ist  die  am  maßgeblichen  Zeit-
punkt  geltende Fassung zu prüfen.  Die Ände-
rung belegt keine allgemeine Erweiterung jedes 
bestehenden  Mandats  und  keinen  automati-
schen Fortbildungsmangel aller Titelträger. Ihre 
praktische Bedeutung liegt zunächst in der zu-
treffenden  Zuordnung  von  Kenntnisgebieten 
und Nachweisen.

Kanzleipraxis · Aktenführung

Mandatsabwicklung und Aufbewahrung von 
Altakten
Raphael Slowik

Die Bestellung eines Kanzleiabwicklers bewirkt keine pau-
schale Übernahme sämtlicher Altakten. Der Beitrag ordnet 
die Arbeitshilfe der BRAK in die gesetzlichen Regeln über 
Handakten und Abwicklung ein.

I. Rechtsnatur der Arbeitshilfe
Rn. 1 Das im September aufgegriffene Abwicklerlexi-

kon der BRAK, Stand 2026, macht eine prak-
tisch  wichtige  Trennung  deutlich:  Die  Abwick-
lung  laufender  Aufträge  bedeutet  nicht  ohne 
Weiteres, dass sämtliche Altakten und die Ver-
antwortung für ihre Aufbewahrung auf den Ab-
wickler übergehen. Die Hinweise erläutern ins-
besondere  die  Zuständigkeiten,  die  fortbe-
stehende  Vertraulichkeit  und  die  Verwahrung 
von Alt- und Handakten.111

II. Aufbewahrung und Abwicklungsauftrag
Rn. 2 Die  gesetzliche  Ausgangslage  ist  gesondert 

heranzuziehen. § 50 Abs. 1 BRAO sieht grund-
sätzlich  eine  sechsjährige  Aufbewahrung  vor, 
beginnend mit dem Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem der Auftrag beendet wurde. Die Rege-
lungen  gelten  nach  Abs.  4  entsprechend  für 
elektronische Akten; weitergehende Aufbewah-
rungsvorschriften  bleiben  nach  Abs.  5  unbe-
rührt.  Einzelne  Ausnahmen  und  Herausgabe-
vorgänge sind anhand der Norm zu prüfen.112

III. Zuordnung der Verantwortlichkeiten
Rn. 3 Für  die  Praxis  folgt  daraus:  Übernahme,  Zu-

griffsschutz,  Herausgabe  und  spätere  Aufbe-
wahrung  sollten  ausdrücklich  zugeordnet 
werden.  Die  Bestellung  eines  Abwicklers  ist 
keine pauschale Erlaubnis zur Vernichtung alter 

110 BRAK · FAO – Beschlüsse vom 01.06.2026, Beschlüsse der 
5. Sitzung der 8. Satzungsversammlung v. 1.6.2026, veröffentlicht 
am 14.7.2026, S. 1–2.
111 BRAK · Abwicklerlexikon – Stand 2026, Abwicklerlexikon 2026, 
S. 5 und 29–30.
112 § 50 Abs. 1 und 4–5 BRAO. § 55 BRAO.

https://www.gesetze-im-internet.de/brao/__55.html
https://www.gesetze-im-internet.de/brao/__50.html
https://www.brak.de/fileadmin/service/publikationen/Handlungshinweise/Abwicklerlexikon_2026.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/service/publikationen/Handlungshinweise/Abwicklerlexikon_2026.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/01_ueber_die_brak/8-sv/Beschl%C3%BCsse_der_5._Sitzung/260713_Beschl%C3%BCsse_5._Sitzung_8._SV__nach_Genehmigung.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/01_ueber_die_brak/8-sv/Beschl%C3%BCsse_der_5._Sitzung/260713_Beschl%C3%BCsse_5._Sitzung_8._SV__nach_Genehmigung.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/01_ueber_die_brak/8-sv/Beschl%C3%BCsse_der_5._Sitzung/260713_Beschl%C3%BCsse_5._Sitzung_8._SV__nach_Genehmigung.pdf
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/UebrigeSenate/AnwS/2026/AnwZ_Brfg__23-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/UebrigeSenate/AnwS/2026/AnwZ_Brfg__23-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.gesetze-im-internet.de/brao/__14.html
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/UebrigeSenate/AnwS/2026/AnwZ_Brfg__23-26.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Akten.  Auch  nach  Abschluss  eines  Mandats 
können Unterlagen für  die  Durchsetzung oder 
Abwehr eines Anspruchs erheblich sein.

Schiedsverfahrensrecht · Kanzleipraxis

Institutionelle Vorabkontrolle von 
Schiedssprüchen
Raphael Slowik

Die Wahl einer Schiedsordnung entscheidet auch über die 
Kontrolle des Entscheidungsentwurfs. ICC und DIS sehen 
unterschiedliche Kompetenzen vor. Der mögliche Qualitäts-
gewinn muss gegen Zuständigkeit, rechtliches Gehör und 
zusätzlichen Aufwand abgewogen werden.

I. Regelwerke mit unterschiedlicher Prüfungsbefugnis
Rn. 1 Art.  37  der  seit  dem  1.  Juni  2026  geltenden 

ICC-Schiedsordnung  verlangt  die  Vorlage  des 
Entwurfs  vor  Unterzeichnung.  Der  Gerichtshof 
kann  formale  Änderungen  verlangen  und  auf 
sachliche Punkte hinweisen, ohne die Entschei-
dungsfreiheit  des  Schiedsgerichts  zu  beein-
trächtigen. Ein Schiedsspruch darf erst erlassen 
werden, wenn seine Form gebilligt ist. Bei der 
Prüfung werden im praktikablen Umfang Wirk-
samkeit,  Vollstreckbarkeit  und  zwingendes 
Recht des Schiedsorts berücksichtigt.113

Rn. 2 Art.  39.3  der  DIS-Schiedsgerichtsordnung ver-
pflichtet ebenfalls zur Übersendung des Texts. 
Die DIS kann auf mögliche formale Fehler hin-
weisen und andere unverbindliche Änderungs-
vorschläge  unterbreiten.  Für  den  Inhalt  bleibt 
das Schiedsgericht allein verantwortlich. Diese 
Regelung ist mit einem verbindlichen Genehmi-
gungsvorbehalt  für die Form nicht gleichzuset-
zen.114

II. Qualitätsgewinn und institutionelle Verantwortung
Rn. 3 Archner untersucht Scrutiny als Instrument der 

Vollstreckungssicherung.  Er  benennt  formale 
Qualitätsgewinne,  aber  auch  Zusatzkosten, 
Konformitätsdruck und Gehörsrisiken. Seine Kri-
terien  Transparenz,  Prüferzusammensetzung, 
Mehrstufigkeit und Überprüfbarkeit zeigen, dass 
die  institutionelle  Ausgestaltung selbst  Gegen-
stand der rechtlichen Bewertung sein muss.115

Rn. 4 Ein  zusätzlicher  Blick  auf  den  Entwurf  kann 
Fehler sichtbar machen. Daraus folgt noch kein 
empirischer  Nachweis  geringerer  Aufhebungs-
quoten. Der Nutzen hängt außerdem davon ab, 
ob  die  Kontrolle  sachliche  Hinweise  offenlegt 
und ihre Befugnisse begrenzt. Die Eigenverant-
wortung des Schiedsgerichts muss auch dann 

113 ICC-Schiedsordnung 2026, Art. 1 Abs. 2 und Art. 37 Abs. 1–3.
114 DIS-Schiedsgerichtsordnung 2018, Fassung März 2026, Art. 
39.3, Druckseite 29.
115 Alexander  Archner,  Scrutiny  von  Schiedssprüchen:  interne 
Vorabkontrolle als Instrument der Vollstreckungssicherung, ZPO-
Blog v. 9.9.2026, Onlinebeitrag.

erkennbar  bleiben,  wenn  eine  Institution  auf 
eine Änderung drängt.

III. Rechtliches Gehör und Klauselberatung
Rn. 5 Führt  ein  sachlicher  Hinweis  zu  einem neuen 

entscheidungserheblichen Gesichtspunkt, muss 
das  Schiedsgericht  das  rechtliche  Gehör  der 
Parteien selbst sichern. Eine interne Rückspra-
che ersetzt ihre Beteiligung nicht. § 1042 Abs. 1 
Satz  2  ZPO  und  die  aufhebungsrechtlichen 
Grenzen nach § 1059 Abs. 2 ZPO bleiben durch 
das institutionelle Verfahren unberührt.116

Rn. 6 Die  Beratung  zur  Schiedsklausel  sollte  daher 
Gegenstand,  Verbindlichkeit,  zeitliche  Wirkung 
und Kosten der vorgesehenen Prüfung verglei-
chen. Scrutiny ist eine institutionell organisierte 
Risikovorsorge.  Ihre  Legitimation  hängt  davon 
ab, dass sie die vereinbarte Zuständigkeit unter-
stützt  und  die  Verfahrensrechte  wahrt.  Mehr 
Kontrolle  ist  nur  dann  ein  Vorteil,  wenn  ihre 
Funktion und ihre Grenzen feststehen.

Rechtspolitik

Zivilprozessrecht · ERV

Empfangsstörung und Fristverschiebung im 
Reformvorschlag des DAV
Raphael Slowik

Der DAV schlägt eine Fristverschiebung bei  gerichtlichen 
Empfangsstörungen  vor.  Die  Konzeption  verschiebt  das 
Regelungsproblem von der Ersatzübermittlung zur Bestim-
mung und Dokumentation der Störung.

I. Regelungsproblem und geltendes Recht
Rn. 1 Eine  technische  Empfangsstörung  bei  Gericht 

kann kurz vor Fristablauf einen unverhältnismä-
ßigen  Aufwand  für  alternative  Übermittlungs-
wege auslösen.

Rn. 2 § 130d ZPO verlangt für die erfassten anwaltli-
chen  Einreichungen  das  elektronische  Doku-
ment. Bei vorübergehender technischer Unmög-
lichkeit bleibt die Ersatzeinreichung nach allge-
meinen Vorschriften zulässig; die Unmöglichkeit 
ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich 
danach glaubhaft zu machen. Auf Anforderung 
ist  ein  elektronisches  Dokument  nachzurei-
chen.117

II. Konzeption des Vorschlags
Rn. 3 Der  DAV  schlägt  in  seiner  Initiativ-Stellung-

nahme 59/2026 eine weitergehende Änderung 
vor: Ist die empfangende Stelle an irgendeinem 
Zeitpunkt  des  letzten  Fristtags  auf  dem maß-
geblichen sicheren Übermittlungsweg technisch 
nicht  empfangsbereit,  soll  die  Frist  erst  mit 

116 § 1042 Abs. 1 Satz 2 ZPO; § 1059 Abs. 2 ZPO.
117 § 130d Sätze 1–3 ZPO.

https://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__130d.html
https://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__1059.html
https://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__1042.html
https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/zpoblog/scrutiny-schiedssprueche-vollstreckungssicherung
https://www.disarb.org/fileadmin/user_upload/Werkzeuge_und_Tools/2018_DIS_Schiedsgerichtsordnung_3-2026.pdf
https://www.disarb.org/fileadmin/user_upload/Werkzeuge_und_Tools/2018_DIS_Schiedsgerichtsordnung_3-2026.pdf
https://iccwbo.org/dispute-resolution/dispute-resolution-services/arbitration/rules-procedure/2026-arbitration-rules/
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Ablauf des nächsten Werktags enden. Die Un-
möglichkeit  soll  mit  der  Einreichung  glaubhaft 
gemacht  werden,  soweit  sie  nicht  offenkundig 
ist. Der vorgeschlagene Text schließt die Über-
mittlung nach allgemeinen Vorschriften aus. Es 
geht damit nicht nur um eine Erleichterung des 
Nachweises innerhalb des bisherigen Ersatzver-
fahrens.118

III. Würdigung und offene Regelungsfragen
Rn. 4 Der  Ansatz  verlagert  die  Rechtsfolge  einer 

Empfangsstörung von der Wahl eines alternati-
ven Kanals  auf  das Fristende.  Seine Anknüp-
fung an die  Empfangsseite  ist  enger  als  eine 
Regel  für  sämtliche  technischen  Schwierigkei-
ten. Andererseits soll bereits eine Störung zu ir-
gendeinem  Zeitpunkt  des  letzten  Tages 
genügen. Eine eigene lokale Störung der Kanz-
leitechnik  wird  dadurch  nicht  ohne  Weiteres 
erfasst.119

Rn. 5 Der  Vorschlag  adressiert  ein  reales  Zuord-
nungsproblem zwischen funktionierender Kanz-
leitechnik  und  ausgefallenem  Gerichtsan-
schluss.  Regelungsbedürftig  bleiben  vor  allem 
die zuverlässige Feststellung von Beginn, Ende 
und  Reichweite  einer  Störung  sowie  die  Be-
handlung  kurzzeitiger  Ausfälle.  Die  pauschale 
Behauptung,  Nachteile  seien  ausgeschlossen, 
ersetzt  diese  Prüfung  nicht.  Wissenschaftlich 
weiter zu klären wäre vor allem die Abgrenzung 
einer  nachweisbaren  Empfangsstörung  von 
einem  individuellen  Übermittlungsfehler.  Ein 
Modell, das den Störungszeitraum zur Voraus-
setzung eines Fristaufschubs macht, muss auch 
dessen  Feststellung  und  die  Folgen  unklarer 
Systemmeldungen regeln. Die Entlastung beim 
Ersatzweg darf  nicht  durch  neue Unsicherheit 
über das Fristende aufgezehrt werden.

IV. Folgerungen für die geltende Rechtslage
Rn. 6 Für gegenwärtige Fristen gilt  weiterhin § 130d 

ZPO in  seiner  geltenden Fassung.  Kanzleiab-
läufe  dürfen  nicht  bereits  auf  die  vorgeschla-
gene Fristverschiebung umgestellt werden. Der 
Vorschlag  ist  als  rechtspolitische  Position  des 
DAV einzuordnen.120

118 DAV · Stellungnahme 59/2026, Stellungnahme 59/2026, S. 3–
7, Regelungsvorschlag S. 4.
119 DAV · Stellungnahme 59/2026, Stellungnahme 59/2026, S. 4–
7.
120 § 130d Sätze 1–3 ZPO.

KI-Recht · Streitbeilegung

Funktionsbezogene Einordnung von KI in 
der Streitbeilegung
Raphael Slowik

Die  BRAK  stellt  auf  den  konkreten  Einfluss  eines  KI-
Systems auf die Streitentscheidung ab. Der Beitrag würdigt 
diese Funktionsbetrachtung und grenzt sie von einer ver-
bindlichen Auslegung des Unionsrechts ab.

I. Gegenstand und Quellenstatus
Rn. 1 Bei KI im Umfeld von Justiz und Streitbeilegung 

hängt die Bewertung wesentlich davon ab, wer 
das System wofür verwendet und welchen Ein-
fluss es auf die Entscheidung haben kann.

Rn. 2 Die  BRAK  nimmt  in  ihrer  Stellungnahme 
57/2026 vom September zu dem konsultierten 
Leitlinienentwurf der Europäischen Kommission 
Stellung. Sie behandelt unter anderem die Ab-
grenzung  anwaltlicher  Nutzung  von  einem 
Einsatz für Gerichte, berufsständische Streitbei-
legung sowie vorbereitende Aufgaben. Die Stel-
lungnahme ist weder ein Gesetz noch eine ver-
bindliche Leitlinie der Kommission.121

II. Funktionsbezogene Differenzierung
Rn. 3 Die  BRAK  unterscheidet  förmliche  Streitbeile-

gungsmechanismen  von  informellen  Vermitt-
lungsbemühungen der Rechtsanwaltskammern. 
Sie fordert eine enge Betrachtung vermeintlich 
bloß  vorbereitender  Tätigkeiten,  weil  auch 
kleine  vorgelagerte  Bewertungen  die  spätere 
Entscheidung beeinflussen können. Bei der Be-
urteilung der Zuverlässigkeit von Beweismitteln 
betont sie wirksame menschliche Aufsicht. Die 
eigene  Nutzung  eines  Systems  durch  eine 
Partei oder ihren Rechtsanwalt wird dabei nicht 
schon  wegen  des  Prozessbezugs  einem 
Einsatz im Auftrag des Gerichts gleichgesetzt.122

III. Würdigung und Reichweite
Rn. 4 Die Differenzierung nach Rolle und tatsächlicher 

Funktion ist sachgerecht. Eine pauschale Etiket-
tierung als  Hilfstätigkeit  beantwortet  die  Frage 
nach dem Entscheidungseinfluss nicht.  Umge-
kehrt kann aus der BRAK-Position keine allge-
meine Freistellung anwaltlicher KI-Nutzung von 
sonstigen rechtlichen Anforderungen abgeleitet 
werden.  Die  Funktionsbetrachtung  verlangt 
zudem eine nachvollziehbare Beschreibung des 
konkreten Arbeitsablaufs. Aus der Bezeichnung 
eines Produkts  als  Assistenzsystem lässt  sich 
noch nicht ableiten, wie stark dessen Ergebnis 
die  spätere  Entscheidung  tatsächlich  prägt. 
Diese Unterscheidung ist eine eigene Folgerung 

121 BRAK · Stellungnahme 57/2026, Stellungnahme 57/2026, S. 1
–3.
122 BRAK · Stellungnahme 57/2026, Stellungnahme 57/2026, S. 2
–3.

https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2026/Stellungnahme_der_BRAK_Nr._57_2026_Hochrisiko_KI.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2026/Stellungnahme_der_BRAK_Nr._57_2026_Hochrisiko_KI.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2026/Stellungnahme_der_BRAK_Nr._57_2026_Hochrisiko_KI.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2026/Stellungnahme_der_BRAK_Nr._57_2026_Hochrisiko_KI.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/zpo/__130d.html
https://anwaltverein.de/newsroom/sn-59-26-dav-zur-ersatzeinreichung-im-elektronischen-rechtsverkehr?file=files/media/news/replicator/stellungnahmen/2026/sn-59-2026.pdf
https://anwaltverein.de/newsroom/sn-59-26-dav-zur-ersatzeinreichung-im-elektronischen-rechtsverkehr?file=files/media/news/replicator/stellungnahmen/2026/sn-59-2026.pdf
https://anwaltverein.de/newsroom/sn-59-26-dav-zur-ersatzeinreichung-im-elektronischen-rechtsverkehr?file=files/media/news/replicator/stellungnahmen/2026/sn-59-2026.pdf
https://anwaltverein.de/newsroom/sn-59-26-dav-zur-ersatzeinreichung-im-elektronischen-rechtsverkehr?file=files/media/news/replicator/stellungnahmen/2026/sn-59-2026.pdf
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aus dem in der Stellungnahme beschriebenen 
Ansatz.

Rn. 5 Bei  der  Planung eines KI-Einsatzes sollte  der 
konkrete  Verarbeitungsschritt  beschrieben 
werden: reine Aufbereitung, Bewertung von Be-
weismitteln oder Unterstützung einer  Streitent-
scheidung.  Die  hier  ausgewertete  Quelle  trägt 
eine  Darstellung  der  BRAK-Position.  Eine  ab-
schließende Auslegung sämtlicher Pflichten der 
KI-Verordnung oder der endgültigen Kommissi-
onsleitlinien wird damit nicht vorgenommen.

Rechtspolitik · Zugang zum Recht · Legal Tech

Beratungskapazität lässt sich nicht aus 
Mitgliederzahlen ablesen
Raphael Slowik

Eine stabile Zahl  zugelassener Berufsträger kann mit  er-
schwertem Beratungszugang zusammenfallen. Eine struk-
turelle Verschiebung beweist für sich noch keine Unterver-
sorgung.  Der Beitrag entwickelt  einen Maßstab für  über-
prüfbare Versorgungsaussagen.

I. Die richtige Untersuchungseinheit
Rn. 1 Wessels lenkt den Blick von der Gesamtzahl auf 

Veränderungen  innerhalb  der  Anwaltschaft. 
Seine Sorge gilt dem Zugang zum Recht in ein-
zelnen  Regionen  und  Rechtsgebieten.  KI  er-
scheint als ambivalenter Faktor, dessen Beitrag 
zur Versorgung nicht bereits feststeht. Damit ist 
ein berufspolitischer Problemaufriss gewonnen; 
die sachgerechte Messung der Beratungskapa-
zität bleibt eine eigenständige Aufgabe.123

Rn. 2 Für eine solche Untersuchung sollten verfügba-
res  Zeitvolumen,  fachliche  Zuständigkeit,  wirt-
schaftliche Zugänglichkeit  und tatsächliche Er-
reichbarkeit getrennt erhoben werden. Eine Zu-
lassung  zählt  eine  Person,  nicht  deren  freie 
Mandatskapazität.  Ein  Internetangebot  belegt 
eine  Kontaktmöglichkeit,  nicht  die  Bereitschaft 
zur  Übernahme  des  konkreten  Mandats.  Erst 
diese  Unterscheidungen  führen  von  einer  Be-
standsstatistik zu einer Versorgungsaussage.

II. KI als überprüfbare Hypothese
Rn. 3 Auch technische Lösungen sind an ihrer nach-

weisbaren Wirkung zu messen. Weder ein über-
zeugender Schriftsatzentwurf noch ein einzelner 
Fehlfall erfasst die Nettowirkung eines Systems. 
Zu vergleichen sind ersparte Arbeit, zusätzlicher 
Prüfaufwand,  Korrekturkosten  und  Verfahrens-
qualität anhand gleichartiger Aufgaben und of-
fengelegter Maßstäbe.

Rn. 4 Digitale  Zusammenarbeit  könnte  örtliche  Eng-
pässe teilweise abmildern. Ob sie dies tatsäch-
lich tut, hängt unter anderem von Sprache, Bar-

123 Ulrich Wessels, Die Anwaltschaft – wer ist das und wohin geht 
sie?, BRAK-Mitt. 2026, 235, Rubrik Akzente, Original.

rierefreiheit, Bezahlbarkeit und Beratungsbedarf 
ab. Ein technischer Zugang ist dafür noch kein 
Nachweis. Ebenso wenig darf räumliche Entfer-
nung ohne Prüfung der konkreten Aufgabe als 
stets ausschlaggebend behandelt werden.

III. Anschluss für die wissenschaftliche Debatte
Rn. 5 Ein nächster Schritt wäre eine begrenzte Unter-

suchung von Wartezeiten,  Ablehnungsgründen 
und überprüfbarer digitaler Entlastung in Kanz-
leien  und  Beratungsstellen.  Dieser  Vorschlag 
bezeichnet  ein  Forschungsprogramm,  keinen 
bereits durchgeführten Test. Ein wissenschaftli-
cher Anschluss an Wessels muss Definitionen 
offenlegen, Gegenbefunde zulassen und berufs-
politische  Sorge  von  gemessenem  Versor-
gungsdefizit unterscheiden.

Legal Tech und Digitalisierung

Legal Tech · KI · Datenschutz

Vollständigkeitskontrolle bei KI-gestützter 
Dokumentenprüfung
Raphael Slowik

Eine präzise Antwort kann auf einer unvollständigen Unter-
lagenbasis beruhen. Ausgehend von der Fachdebatte ent-
wickelt der Beitrag eine getrennte Prüfung von Dokumen-
tenbestand, Verarbeitung und rechtlicher Schlussfolgerung.

I. Problem und Ausgangspunkt der Diskussion
Rn. 1 Eine  schlüssige  Zusammenfassung  kann 

darüber hinwegtäuschen, dass ein entscheiden-
des Dokument oder eine Ausnahmebestimmung 
gar nicht verarbeitet wurde.

Rn. 2 Roxana  Sharifi  berichtet  im  Anwaltsblatt  über 
die KI-Diskussion auf dem Deutschen Anwalts-
tag  vom 12.  Juni  2026.  Ihr  am 3.  September 
online  veröffentlichter  Beitrag  beschreibt  eine 
Verschiebung  anwaltlicher  Arbeit  hin  zur 
Prüfung  bereits  erzeugter  Ergebnisse.  Dabei 
hebt  sie  nicht  nur  erfundene Angaben hervor, 
sondern auch das Übersehen von Dokumenten 
und  Zusammenhängen.  Weitere  Themen  sind 
Toolauswahl,  Datenportabilität  und  die  Ausbil-
dung juristischer Urteilskraft.124

II. Rechtliche Verantwortungszuordnung
Rn. 3 Der Rechtsanwalt muss die für den Auftrag er-

forderliche Tatsachen- und Rechtsprüfung ver-
antworten. Werden externe Dienstleister einge-
setzt  und erhalten sie Zugang zu geschützten 
Informationen,  sind  insbesondere  die  Voraus-
setzungen  des  §  43e  BRAO  im  konkreten 
Einsatz zu prüfen.125

124 Sharifi, Einsatz von KI: Nur das „Wie“ ist offen, AnwBl 2026, 
211, Abschn. II–IV; online v. 3.9.2026. Tagungsbericht zum Deut-
schen Anwaltstag v. 12.6.2026; keine empirische Produktstudie.
125 § 43e Abs. 1–3 BRAO.

https://www.gesetze-im-internet.de/brao/__43e.html
https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/schwerpunkt/einsatz-von-ki-nur-das-wie-ist-offen
https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/schwerpunkt/einsatz-von-ki-nur-das-wie-ist-offen
https://www.brak-mitteilungen.de/flipbook/mitteilungen/2026/04/13/index.html
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III. Vollständigkeit und Aussagekontrolle
Rn. 4 Aus dem zutreffenden Hinweis auf eine verän-

derte Arbeitsweise folgt noch keine allgemeine 
Pflicht, jedes Mandat mit KI zu bearbeiten. Für 
die  Ergebnisprüfung  sind  drei  Fragen  zu 
trennen: Welche Unterlagen gehören zum Prü-
fungsauftrag?  Welche  davon  hat  das  System 
tatsächlich  verarbeitet?  Tragen die  festgestell-
ten  Tatsachen  und  Rechtsquellen  die  vorge-
schlagene  Schlussfolgerung?  Eine  korrekte 
Fundstelle  beantwortet  nur  einen  Teil  dieser 
Fragen.

Rn. 5 Die Quellenkontrolle sollte deshalb bereits beim 
Eingang und  bei  der  Auswahl  der  Unterlagen 
beginnen.  Eine  Ergebnisstichprobe  kann  die 
fehlende  Anlage  nicht  verlässlich  aufdecken, 
wenn die Prüfer selbst von einem vollständigen 
Dokumentensatz  ausgehen.  Ein  sinnvoller 
Ablauf  erfasst  die  maßgeblichen  Fassungen 
und Anlagen, kennzeichnet nicht  verarbeitbare 
Dateien und verlangt einen Abgleich entschei-
dender Aussagen mit dem Original. Das ist eine 
organisatorische  Empfehlung;  ein  bestimmtes 
Produkt wurde dafür nicht getestet.

Rn. 6 § 43e BRAO verlangt unter anderem eine sorg-
fältige  Auswahl  und  vertragliche  Absicherung 
des Dienstleisters. Die besondere Einwilligungs-
vorschrift  des  Abs.  5  betrifft  Dienstleistungen, 
die unmittelbar einem einzelnen Mandat dienen; 
sie darf nicht als undifferenzierte Einwilligungs-
pflicht  für  jede Softwareverwendung wiederge-
geben werden. Datenschutzrechtliche Anforde-
rungen bleiben nach Abs. 8 unberührt.126

IV. Folgerungen für die Organisation
Rn. 7 Bei der Übernahme eines KI-Ergebnisses sollte 

erkennbar sein, auf welcher Unterlagenbasis es 
beruht  und  welche  entscheidenden  Aussagen 
am  Original  überprüft  wurden.  Die  Aussage 
eines  Anbieters  zur  Leistungsfähigkeit  ersetzt 
weder diese Kontrolle noch die Prüfung der Ver-
traulichkeit.

Legal Tech · Digitaljustiz

Justizcloud zwischen Netzanbindung und 
Verfahrensdigitalisierung
Raphael Slowik

Die  Netzanbindung zweier  Länder  ist  ein  belegtes  Infra-
strukturereignis.  Sie erlaubt noch keinen Schluss auf die 
Verfügbarkeit  bestimmter  Fachverfahren  oder  auf  mess-
bare Auswirkungen auf gerichtliche Abläufe.

I. Belegter Infrastrukturstand
Rn. 1 Nach  der  Mitteilung  des  Bundesministeriums 

der Justiz  und für  Verbraucherschutz vom 21. 
August  2026  wurden  Baden-Württemberg  und 

126 § 43e Abs. 2–3, 5 und 8 BRAO.

Niedersachsen am Vortag über das länderüber-
greifende Justiznetz verbunden. Damit liegt eine 
konkrete  Infrastrukturmeldung  vor.  Davon  zu 
unterscheiden sind die  in  derselben Mitteilung 
genannten Ausbauziele: eine erste Version der 
Justizcloud mit dem Gemeinsamen Fachverfah-
ren (GeFa) bis Mitte 2027 und die Anbindung 
aller Länder sowie des Bundes bis Ende 2028.127

II. Grenzen der rechtlichen und empirischen Aussage
Rn. 2 Für  die  anwaltliche  Praxis  folgt  aus  dieser 

Meldung noch kein neuer Einreichungsweg. Sie 
bestätigt weder die flächendeckende Verfügbar-
keit aller angekündigten Dienste noch deren tat-
sächliche Nutzung in jedem Gericht.  Auch ein 
messbarer  Effekt  auf  Verfahrensdauer  oder 
Fehlerhäufigkeit lässt sich aus der Ankündigung 
nicht ableiten.

Rn. 3 Die Entwicklung ist gleichwohl relevant, weil ge-
meinsame Infrastruktur die Voraussetzungen für 
künftig  einheitlichere  Fachverfahren  schaffen 
soll. Die weitere Beobachtung sollte sich an tat-
sächlich  freigeschalteten  Diensten,  dokumen-
tierten Schnittstellen und belastbaren Betriebs-
angaben orientieren. Für die aktuelle Frist- und 
Terminbearbeitung  bleiben  die  jeweils  gelten-
den  Verfahrensregeln  und  die  konkreten  ge-
richtlichen Vorgaben maßgeblich.

127 BMJV · 21.08.2026, Pressemitteilung v. 21.8.2026, Abschnitte 
zur Länderanbindung und zum Ausbauziel.

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2026/0821_Justizcloud.html
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2026/0821_Justizcloud.html
https://www.gesetze-im-internet.de/brao/__43e.html
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Wissenschaftlicher Austausch

Einladung zur Mitarbeit und Autorenhinweise
I. Beiträge und Diskussionsformen

Rn. 1 Die MZfA lädt zu Aufsätzen, Entscheidungsbesprechungen, Diskussionsbeiträgen und begründeten Erwi-
derungen ein. Willkommen sind rechtsgebietsübergreifende Arbeiten mit einer klaren Fragestellung, me-
thodisch nachvollziehbarer Argumentation und eigenständigem Erkenntnisbeitrag. Auch ein begründeter 
Einwand gegen eine im Heft vertretene These ist ein Beitrag zur Diskussion.

II. Aufbau und Nachweise

Rn. 2 Manuskripte sollen ein kurzes Abstract, eine gegliederte Argumentation und präzise Fußnoten enthalten. 
Hauptabschnitte werden mit I., II., III. nummeriert, Unterabschnitte bei Bedarf mit 1., 2., 3. Die Randnum-
mern beginnen je Beitrag mit 1 und laufen bis zum Ende des Beitrags fort. Eigene Thesen, gerichtliche 
Aussagen und referierte Literaturauffassungen sind erkennbar zu trennen.

Rn. 3 Rechtsprechung ist nach Gericht, Entscheidungsart, Datum, Aktenzeichen und konkreter Randnummer zu 
zitieren; eine Zeitschriftenfundstelle kann hinzutreten. Kommentare werden mit Bearbeiter, Werk, Auflage 
oder Bearbeitungsstand, Vorschrift und Randnummer nachgewiesen. Für Aufsätze sind Autor, Titel, Zeit-
schrift, Jahr sowie Anfangs- und Belegseite anzugeben. Bloß mittelbare Nachweise sind als solche kennt-
lich zu machen.

III. Transparenz und Einreichung

Rn. 4 Beizufügen sind eine kurze Autorenangabe und Hinweise auf relevante Interessenbindungen, Parallelver-
öffentlichungen und eine wesentliche Mitwirkung generativer KI. Die Verantwortung für Argumentation, 
Nachweise und Rechte an übermitteltem Material verbleibt bei den Einreichenden. Vertrauliche oder per-
sonenbezogene Fallangaben dürfen nur auf einer tragfähigen Grundlage verwendet werden.

Rn. 5 Themenvorschläge und Manuskripte können an rs@you-ra.de mit dem Betreff „MZfA – Beitrag“ gerichtet 
werden. Die Redaktion prüft fachliche Eignung, Nachvollziehbarkeit und Nachweise vor einer Annahme. 
Eine Veröffentlichung wird durch die Einsendung nicht zugesagt.
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